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1 Entwicklung des Fahrplans 
Mit der Energiewende hat die Bundesrepublik Deutschland eine umfassende und tiefgreifende Transformation 
ihrer Energieversorgung und Energienutzung eingeleitet. Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, in
Deutschland bis 2030 die Treibhausgasemissionen um mindestens 55 % gegenüber dem Basisjahr 1990 zu min-
dern, den Primärenergieverbrauch um 30 % gegenüber 2008 zu reduzieren und den Anteil erneuerbarer Ener-
gien im Wärme- und Kältesektor auf 27 % zu erhöhen. Zudem verfolgt Deutschland das langfristige Ziel der 
Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2050. Mit diesen Zielen will die Bundesregierung auch zur Erreichung der 
europäischen Energie- und Klimaziele beitragen. Nicht zuletzt kann die Energiewende nur gelingen, wenn sie
europäisch eingebettet ist.
Am 18. Dezember 2019 ist das nationale Klimaschutzgesetz (Bundes-Klimaschutzgesetz) in Kraft getreten. Das 
Klimaschutzgesetz normiert die Klimaschutzziele gesetzlich und legt für die Sektoren Gebäude, Energiewirt-
schaft, Industrie, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft sowie Abfallwirtschaft verbindlich fest, wie viel Treib-
hausgasemissionen im Jahr 2030 noch emittiert werden dürfen. Für den Gebäudesektor hat Deutschland im
Klimaschutzgesetz eine Reduktion des Treibhausgasausstoßes auf 70 Mio. t CO2-Äquivalente in 2030 gesetz-
lich festgelegt, was eine Minderung um 67 % gegenüber 1990 (210 Mio. t CO2) bedeutet. Zur Erreichung der 
nationalen Klimaschutzziele werden zudem für die vorgenannten Sektoren jährliche Minderungsziele durch die
Vorgabe von Jahresemissionsmengen festgelegt. Für die Zeiträume nach 2030 legt die Bundesregierung im Jahr 
2025 jährlich absinkende Emissionsmengen durch Rechtsverordnung fest.
Die Erreichung der Energie- und Klimaziele im Gebäudebereich wird von der Bundesregierung mit einem breit 
gefächerten Maßnahmenpaket vorangetrieben. Diese Maßnahmen beinhalten einen Mix aus Fördern, Fordern
und Informieren. Für die Akzeptanz von Maßnahmen ist ein breiter gesellschaftlicher Konsens notwendig. Das
bezahlbare Bauen und Wohnen wird bei der Wahl der Maßnahmen zur Zielerreichung als ein gleichwertiges 
Ziel angemessen berücksichtigt. Mit der Energieeffizienzstrategie Gebäude (ESG) hat das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie (BMWi) Ende 2015 erstmals eine Gesamtstrategie für den Gebäudebereich vorge-
legt, die eine integrierte Darstellung des Wärme-, Kälte-, Strom- und Effizienzbereichs sowie der erneuerbaren 
Energien bis 2050 vornimmt und damit einen Handlungsrahmen für die Energiewende im Gebäudebereich unter 
Berücksichtigung der Potenzialgrenzen für erneuerbare Energien und Effizienzsteigerungen in Gebäuden auf-
zeigt. Zielstellung der ESG war das Erreichen eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestandes im Jahr 2050. 
Mit den bisher umgesetzten Maßnahmen konnten im Gebäudebereich bereits deutliche Fortschritte beim Kli-
maschutz und der Gesamtenergieeffizienz erzielt werden. Die Gesamtenergieeffizienz im Gebäudebereich ist
zwischen 2008 und 2018 um über 25 % gestiegen. Die Treibhausgasemissionen im Gebäudebereich wurden
zwischen 1990 und 2019 um rund 42 % gesenkt. Der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 
für Wärme und Kälte betrug 2018 über 14 %. Damit wurde das Ziel Deutschlands von 14 % für 2020 nach dem 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, welches der Erneuerbaren Energien Richtlinie (2009/28/EG) vorgriff, be-
reits im Jahr 2018 erfüllt.
Mit dem im Dezember 2019 veröffentlichten europäischen Green Deal hat die Europäische Kommission (KOM) 
erste Pläne für die künftige EU-Klimapolitik, verbunden mit einem vorläufigen Fahrplan für die wichtigsten
Maßnahmen, vorgestellt. Zentrale Punkte der Strategie sind ein europäisches Klimaschutzgesetz, für das im
März 2020 ein Entwurf vorgelegt wurde, sowie Ausführungen zur geplanten europäischen „Renovierungs-
welle“ (voraussichtlich Q3/2020) und zur Finanzierung des Klimaschutzpakets (Investitionsplan für ein nach-
haltiges Europa, 14. Januar 2020).  
Deutschland wird die „Langfristige Renovierungsstrategie“ (Long term renovation strategy, LTRS) gemäß
Richtlinie 2018/844/EU zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäu-
den (Energy performance of buildings directive 2018, EPBD 2018) und EU-Governance-Verordnung regelmä-
ßig fortschreiben und dabei die nationalen und europäischen Beschlüsse angemessen berücksichtigen. 
Eine Präjudizierung der öffentlichen Haushalte geht damit nicht einher. Die in der LTRS aufgeführten Maßnah-
men werden von den jeweils betroffenen Einzelplänen innerhalb der jeweils geltenden Haushaltsansätze im
Rahmen der Aufstellung des jeweiligen Bundeshaushalts zu finanzieren sein.

1.1 Wahl der Indikatoren
Mit der LTRS soll jeder Mitgliedstaat einen Fahrplan mit Maßnahmen und innerstaatlich festgelegten messba-
ren Fortschrittsindikatoren zur Erreichung der langfristigen Klimaziele erstellen und Wege und Anreize zur
energetischen Sanierung des nationalen Gebäudebestandes aufzeigen. Die EPBD 2018 beschreibt als Ziel, für
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einen in hohem Maße energieeffizienten und dekarbonisierten nationalen Gebäudebestand zu sorgen und den
kosteneffizienten Umbau bestehender Gebäude in Niedrigstenergiegebäude zu erleichtern.  
Vor dem Hintergrund, dass die Beiträge der einzelnen Sektoren zur Minderung der Treibhausgasemissionen in
Deutschland für die Jahre nach 2030 national noch nicht festgelegt sind und auch auf europäischer Ebene we-
sentliche Festlegungen noch ausstehen, wird Deutschland die Meilensteine für die Jahre 2040 und 2050 dann
quantifizieren, wenn die erforderlichen Weichenstellungen auf nationaler und europäischer Ebene erfolgt sind.
Dies ist spätestens mit Fortschreibung der Jahresemissionsmengen im Klimaschutzgesetz im Jahr 2025 der Fall. 
In der vorliegenden LTRS wird für den Zeitraum nach 2030 eine qualitative Einordnung vorgenommen. Die
Weiterentwicklung der Indikatoren und indikativen Meilensteine erfolgt im Rahmen der Fortschreibung der 
LTRS bis 30. Juni 2024. 
Deutschland legt als ersten Indikator die Gesamtenergieeffizienz fest. Zudem prüft Deutschland im Zuge der
Arbeiten zur Fortschreibung der LTRS die Ausgestaltung weiterer Indikatoren, insb. zum Endenergieverbrauch. 
Weitere Indikatoren ergeben sich perspektivisch auch aus der Verstetigung der Gebäudedatenbasis (z. B. hin-
sichtlich der Sanierungsrate und -tiefe), Ansätzen zur Klassifizierung von Energieausweisen sowie dem Hei-
zungslabel. 

1.1.1 Gesamtenergieeffizienz 
Deutschland wählt als ersten Indikator die „Gesamtenergieeffizienz“ gemäß den EU-Richtlinien über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden. Gründe dafür sind:
 die Gesamtenergieeffizienz wurde als energetische Kenngröße in Deutschland 2002 mit der ersten Ener-

gieeinsparverordnung (EnEV) und europäisch 2002 mit der ersten Richtlinie über die Gesamtenergieeffi-
zienz von Gebäuden (Richtlinie 2002/91/EG) eingeführt und hat sich seitdem bewährt; 

 die Gesamtenergieeffizienz ist somit kompatibel zur Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizi-
enz von Gebäuden (Neufassung) (EU-Gebäuderichtlinie 2010, Energy performance of buildings directive
2010, EBPD 2010) und in Deutschland die eingeführte Nachweisgröße für Energiebilanzen zum Zwecke
des ordnungsrechtlichen Nachweises und der Förderung im Gebäudebereich. Die Richtlinie 2018/844/EU 
zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD 2018) 
behält diesen Ansatz bei; 

 die Gesamtenergieeffizienz berücksichtigt die Effekte einer verbesserten Energieeffizienz, den Anteil er-
neuerbarer Energien und Abwärme sowie den Grad der Dekarbonisierung leitungsgebundener Energieträ-
ger (Strom, Fernwärme, Gas) gleichermaßen (Verursacherprinzip);

 das deutsche Monitoring der Energiewende basiert für den Gebäudesektor ebenfalls seit 2011 auf der Ge-
samtenergieeffizienz;

 vorgelagerte Teilbilanzgröße der Gesamtenergieeffizienz ist der Endenergieverbrauch (EEV), aus dem die
Treibhausgas-Emissionen und Kosten- /Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen abgeleitet werden;

 die Gesamtenergieeffizienz berücksichtigt neben der Nutzungsphase (Heizung, Kühlung, Warmwasser
und ggf. Beleuchtung) auch vorgelagerte Prozessketten (energetischer Aufwand für Gewinnung, Umwand-
lung und Transport bzw. Verteilung von Energieträgern) und ist damit der umfassendste Ansatz für eine
Energie- und Klimaschutzbewertung.

1.1.2 Verstetigte Datenbasis
Um valide Aussagen zum deutschen Gebäudebestand treffen zu können, muss die Datenlage im Gebäudebe-
reich verbessert werden. Die aktuelle Datenlage basiert auf unterschiedlichen, nicht ganzheitlich aufeinander
abgestimmten Quellen. Eine statistisch abgesicherte Datenbasis wird in Deutschland in den nächsten Jahren mit 
einem verstetigten Erhebungskonzept erstellt und regelmäßig aktualisiert. Erste gutachterliche Grundlagen da-
für sind bereits beauftragt bzw. in den letzten Jahren erarbeitet worden. Auf Basis von zentral erhobenen Daten
über den deutschen Gebäudebestand lassen sich zukünftig Aussagen über die Anzahl von Wohn- und Nicht-
wohngebäuden, deren Alter, Größe sowie energetischen Zustand, ihren jährlicheren Energieverbrauch etc. tref-
fen. Die Bundesregierung hat dafür nach § 9 Absatz 2 Energiedienstleistungsgesetz (EDL-G) die Bundesstelle 
für Energieeffizienz mit der Aufgabe beauftragt. Bereits bestehende Daten werden bei der Verbesserung der 
Datenlage geprüft und angemessen berücksichtigt.
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Die verbesserte Datenbasis ist Voraussetzung für die Definition weiterer Indikatoren. Durch die verstetigte Da-
tenbasis sollen künftig unter anderem die Sanierungsrate und -tiefe verlässlich und über die Zeitachse konsistent
gemessen und durch zwei geeignete Indikatoren abgebildet werden. Da bisher keine allgemeingültigen Defini-
tionen der Sanierungsrate und -tiefe existieren, müssen diese beiden Indikatoren zunächst methodisch heraus-
gearbeitet werden. Im Rahmen der Fortschreibung der LTRS wird somit in Anknüpfung an die verstetigte Da-
tenerhebung eine konkrete Indikator-Systematik für die Erfassung der Sanierungsrate und -tiefe ausgearbeitet.

1.1.3 Energieausweise 
Energieausweise zeigen die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes anhand von Kennwerten auf. Sie haben
sich seit Einführung 2008 als Informationsinstrument etabliert. In Deutschland gibt es zwei Arten von Energie-
ausweisen, einen Energieverbrauchsausweis und einen Energiebedarfsausweis. Angaben über die Grundsätze
des Energieausweises sind in der Energieeinsparverordnung (EnEV) geregelt. Die EnEV setzt die EU-Gebäu-
derichtlinie 2010 (Richtlinie 2010/31/EU) um.
Ein Energieausweis muss bei Neubau, Neuvermietung oder Verkauf einer Immobilie ausgestellt und zugänglich
gemacht werden. In bestimmten Fällen (insbesondere in behördlich genutzten Gebäuden und hohem Publikums-
verkehr) besteht eine Aushangpflicht des Energieausweises. Außerdem ist ein Energieausweis in der Regel ver-
pflichtend, wenn ein Gebäude umfassend saniert wird, d. h. nicht nur Einzelmaßnahmen durchgeführt werden.
Der Energieausweis dokumentiert den energetischen Ist-Zustand des Gebäudes und enthält Daten zum Gebäude,
zur Anlagentechnik und trifft eine Aussage zum energetischen Zustand des Gebäudes. Der Energieausweis soll 
einen überschlägigen Vergleich von Gebäuden ermöglichen. Der Ausweis muss den Vorgaben der zum Zeit-
punkt der Ausstellung geltenden EnEV entsprechen. Er enthält ein Ausstellungsdatum und eine zentrale Regist-
riernummer. Auch muss der Aussteller des Energieausweises diesen unterschreiben. Mit dem Energieausweis
erhält der Hauseigentümer außerdem unverbindliche Modernisierungsempfehlungen zur Verbesserung des 
energetischen Zustands seines Gebäudes. Die Bundesregierung wird prüfen, ob und inwieweit Daten der Ener-
gieausweise zur Entwicklung weiterer Indikatoren nutzbar gemacht werden können.

1.1.4 Heizungslabel 
Mit dem Heizungslabel wurde erstmals ein Energieeffizienzetikett geschaffen, das bestehende Heizungsanlagen
bewertet und klassifiziert. Mit dem Heizungslabel setzt die Bundesregierung auf die Verbesserung der Verbrau-
cherinformation, um so in Verbindung mit weitergehenden Beratungs- und Förderangeboten den Austausch
alter Heizungsanlagen anzureizen und zu beschleunigen und Investitionen in weitere energetische Maßnahmen
anzuregen. Eine Evaluierung der Maßnahme steht kurz vor dem Abschluss und wird erkennen lassen inwiefern 
das Heizungslabel den Verbraucher zum Austausch der Heizkessel motiviert.
Die Einführung der Kennzeichnung ist Teil des Nationalen Aktionsplans Energieeffizienz (NAPE) vom De-
zember 2014 und mit der Novellierung des Energieverbrauchskennzeichnungsgesetzes (EnVKG) umgesetzt. 
Das Gesetz trat zum 1. Januar 2016 in Kraft. Demnach sind Heizkessel für gasförmige und flüssige Brennstoffe 
mit einer Nennleistung von bis zu 400 kW, die ein bestimmtes Alter überschreiten, schrittweise mit dem Hei-
zungslabel zu kennzeichnen.
Das Heizungslabel entspricht bezüglich der Gestaltung und der Berechnungsgrundlage dem EU-Energielabel
für die Energieeffizienzkennzeichnung für neu in Verkehr gebrachte Heizgeräte. Seit 2017 ist das Heizungslabel
verpflichtend auszustellen.
Die Daten der Heizungslabels ermöglichen die Auswertung technischer Merkmale der Heizungsanlagen im
Gebäudebestand, wie z. B. die Brennstoffart und Nennwärmeleistung, sowie Informationen zur Etikettierung,
wie z. B. die Etikettennummer des Heizungslabels und das Datum des Labels. So lassen sich im besten Fall die
jährliche Austauschrate oder der Wegfall von Heizungsanlagen, z. B. durch Wechsel der Heizungsart oder durch
Abriss eines Gebäudes, erfassen. Im Rahmen der Evaluation des Heizungslabels wurden diese Daten in zwei
Stichjahren durch einen Teil der bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger freiwillig bereitgestellt und ausge-
wertet; diese Daten sind ausschließlich für die Evaluation des Heizungslabels nutzbar. Es ist geplant und in
Abstimmung mit dem Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks – Zentralinnungsverband (ZIV) – zu
prüfen, ob und wie die weitere Auswertung der Daten zum Heizungslabel zum Monitoring der LTRS beitragen
kann. 
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1.2 Indikative Meilensteine
In der LTRS sind nach EPBD 2018 für die gewählten Indikatoren indikative Meilensteine festzulegen. Zudem
soll nach der EU-Energieeffizienz-Richtlinie (EED 2018) (Richtlinie 2018/2002/EU zur Änderung der Richtli-
nie 2012/27/EU) beschrieben werden, wie diese zum Erreichen der EU-Energieeffizienzziele 2030 beitragen.
Die Empfehlungen der EU-Kommission zur EPBD 2018 (Empfehlung 2019/786/EU) stellen klar, dass die Mit-
gliedstaaten quantitative oder qualitative Meilensteine festlegen und diese nach nationalen Besonderheiten aus-
wählen können.

1.2.1 Meilensteine für den Indikator Gesamtenergieeffizienz 
1.2.1.1 Ausgangslage 
In Anlehnung an die EPBD 2018 und EnEV wählt Deutschland die Gesamtenergieeffizienz als ersten Indikator
für die LTRS und bildet diesen numerisch über den nicht-erneuerbaren Primärenergieverbrauch (PEVn.E.) ab. 
Die Gesamtenergieeffizienz berücksichtigt neben der Bereitstellung von Heizung, Kühlung und Warmwasser 
sowie für Nichtwohngebäude Beleuchtung auch den nicht erneuerbaren Aufwand für die Gewinnung, die Um-
wandlung und den Transport bzw. die Verteilung der Energieträger (Verursacherprinzip). Die Gesamtenergie-
effizienz kann somit sowohl durch Energieeffizienzsteigerungen als auch durch die Erhöhung des Anteils von 
erneuerbaren Energien an der Deckung des Wärmebedarfs gesteigert werden.
Der PEVn.E. eines Gebäudes ist nach den technischen Regelwerken, auf die die Energieeinsparverordnung ver-
weist (DIN V 18599: 2018-09 oder alternativ DIN V 4108-6: 2003-06 und DIN V 4701-10: 2003-08, geändert 
durch A1: 2012-07), zu ermitteln. Die Norm definiert als PEVn.E. die berechnete Energiemenge, die zusätzlich 
zum Energieinhalt des notwendigen Brennstoffs und der Hilfsenergien für die Anlagentechnik auch die Ener-
giemengen einbezieht, die durch vorgelagerte Prozessketten außerhalb des Gebäudes bei der Gewinnung, Um-
wandlung und Verteilung der jeweils eingesetzten Brennstoffe entstehen. Der PEVn.E. wird aus dem Endener-
giebedarf bestimmt, wobei die Endenergie je nach Energieträger mit Faktoren hinsichtlich ihrer Umweltwirk-
samkeit (Primärenergiefaktoren) bewertet wird. 
Die Energiewende bezieht ihre Ziele im Gebäudesektor auf das Basisjahr 2008. Das Basisjahr 2008 wurde mit
dem Energiekonzept (2010) von der Bundesregierung erstmalig für den Gebäudebereich festgelegt und im Rah-
men der ESG (2015) beibehalten. Um Kohärenz zu diesen nationalen Strategien zu schaffen, wird das Basisjahr
2008 auch in der LTRS zur Bewertung der Erfolge bis 2018 und zum Nachweis der Erreichung der indikativen
Meilensteine zugrunde gelegt. 
Im Jahr 2018 lag der nicht erneuerbare Primärenergieverbrauch (PEVn.E) in Gebäuden bei 3.283 PJ (vorläufige 
Schätzung nach BMWi (2019)). Das entspricht gegenüber dem Vorjahr einer Steigerung der Gesamtenergieef-
fizienz um über 4 % (2017: 3.429 PJ) und seit dem Jahr 2008 um über 25 % (vgl. Tabelle 1).
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Tabelle  1

Gesamtenergieeffizienz

Energieträger
PEVn.E im deutschen Gebäudesektor [PJ]

2008 2018

fossile Mineralölprodukte 1.023 663

fossile Gase 1.581 1.412

Strom 
(Strom-Mix Deutschland 1)) 

1.175 676

Wärmenetze 2) 404 297

Umweltenergie 3)  0 0

Feste Biomasse (Holz) 81 78

Flüssige und gasförmige Biomasse4) 59 121

Kohlebriketts 82 37

Gesamt 4.405 3.283

BMWi (2019) auf Basis AGEB (10/2019). Für das Jahr 2018 vorläufige Berechnungen.

1) Strom-Mix Deutschland: Im Jahr 2008 Primärenergiefaktor von 2,7 und im Jahr 2018 Primärenergiefaktor von 1,8.
2) Nah-/Fernwärme aus Kraft-Wärme-Kopplung, Heizwerken und Umweltwärme
3) Erdwärme, Geothermie, Solarthermie, Umgebungswärme 
4) Bei der Berechnung des Primärenergiebedarfs wird gemäß Berechnungsverfahren für Wohngebäude (EnEV § 3 Absatz 3, Anlage 1 Nr. 2) 

für flüssige Biomasse der Wert für den nicht erneuerbaren Anteil „Heizöl EL“ und für gasförmige Biomasse der Wert für den nicht erneu-
erbaren Anteil „Erdgas H“ verwendet.

1.2.1.2 Abgleich des Indikators Gesamtenergieeffizienz mit der Beschlusslage zur Minderung 
der Treibhausgasemissionen 

Die Zuordnung der Treibhausgas (THG)-Emissionen zu den Sektoren in dem am 18. Dezember 2019 in Kraft
getretenen Bundes-Klimaschutzgesetz basiert in Abweichung zur Gesamtenergieeffizienz auf dem in der inter-
nationalen Treibhausgasberichterstattung festgelegten Quellprinzip (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle  2

Emissionsminderungspflichten in den jeweiligen Sektoren nach Klimaschutzgesetz

Jahresemissionsmenge in 
Mio. Tonnen 
CO2-Äquivalent 

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Gebäude 118 113 108 103 99 94 89 84 80 75 70

Gesetz zur Einführung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften (2019).

Nach dem Quellprinzip werden dem Gebäudesektor nur die direkten Emissionen im oder am Gebäude zugeord-
net. Das sind im Regelfall CO2-Emissionen aus der Verbrennung von Gas oder Heizöl in Heizungskesseln oder 
gebäudespezifischen Blockheizkraftwerken (BHKW). THG-Emissionen, die bei der Versorgung von Gebäuden
mit Strom und Wärme durch Unternehmen der öffentlichen Versorgung entstehen (also zum Beispiel Wärme-
netze), werden hingegen der Energiewirtschaft zugeordnet und als indirekte Emissionen bezeichnet. Weitere
THG-Emissionen, die durch vorgelagerte Prozessketten bei Gewinnung, Umwandlung oder Verteilung / Trans-
port entstehen, werden nach Quellprinzip ebenfalls nicht dem Gebäudesektor zugeordnet, sondern der Industrie
(z. B. Petroindustrie) oder dem Verkehrssektor. Die direkten THG-Emissionsfaktoren für den Gebäudesektor 
sind in Tabelle 3 enthalten.
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Tabelle  3 

THG-Emissionsfaktoren für den Gebäudesektor 

Energieträger
direkte CO2-Äquivalente 

Emissionsfaktoren Gebäudesektor nach 
„Quellprinzip“ 

vgl. CO2-Äquivalente Emissionsfaktoren 
nach „Verursacherprinzip“

(inkl. Vorketten) 

 in kgCO2-Äquivalente je kWh

fossile Mineralölprodukte 0,267 0,318

fossile Gase 0,202 0,246

Umweltenergie (mittels Wärmepumpe) 0 0,175 – 0,235

Solarthermie 0 0

Feste Biomasse (Holz) 0 0,011 – 0,027

Flüssige und gasförmige Biomasse 0 1)

Strom (Strom-Mix Deutschland) 0 0,5512)

Photovoltaik-Strom (am Gebäude) 0 0 

Wärmenetze 0 3)

Kohlebriketts 0,376 – 0,384 0,428 – 0,443

Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger, Umweltbundesamt (2019). Berichterstattung unter der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen und dem
Kyoto-Protokoll 2019, Umweltbundesamt (2019).

1) Bandbreite an Emissionsfaktoren, vgl. Tabelle 84 und 91 in Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger, UBA (2019)
2) THG-Emissionsfaktor im Jahr 2018
3) THG-Emissionsfaktor abhängig von Energieträgereinsatz. 

Im Jahr 2019 lagen die direkten THG-Emissionen im Gebäudesektor bei 122 Mio. t CO2-Äquivalenten (vorläu-
fige Schätzung des Umweltbundesamtes) und konnten damit gegenüber 1990 (210 Mio. t CO2-Äquivalente) um
42 % reduziert werden. Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die Emissionen aus dem Gebäudebereich um rund
4,4 % bzw. 5 Mio. t CO2-Äquivalenten an (2018: 117 Mio. t CO2). Treiber des Emissionsanstiegs gegenüber
dem Vorjahr sind deutlich gestiegene Heizölabsätze als Folge von niedrigeren Heizölpreisen und einer kühleren
Heizperiode in weiten Teilen Deutschlands gegenüber dem Jahr 2018.

1.2.1.3 Indikativer Meilenstein 2030
Für die Gesamtenergieeffizienz möchte Deutschland als indikativen Meilenstein bis zum Jahr 2030 den nicht
erneuerbaren Primärenergieverbrauch (PEVn.E.) auf 2.000 PJ (556 TWh) senken. Der indikative Meilenstein
entspricht einer Reduzierung des PEVn.E. um rund 55 % gegenüber dem Basisjahr 2008 (4.400 PJ). Im Jahr 
2018, in dem der PEVn.E. bei rund 3.300 PJ lag (vorläufige Schätzung nach AGEB), wurde gegenüber dem Jahr 
2008 bereits eine Reduzierung des PEVn.E um rund 25 % erreicht.
Der indikative Meilenstein 2030 für die Gesamtenergieeffizienz ist zielkonform zu den nationalen Beschlüssen
zur Klima- und Energiepolitik (Klimaschutzprogramm 2030, Klimaschutzgesetz), wonach der Gebäudesektor 
in 2030 noch 70 Mio. t CO2 emittieren darf (Quellprinzip). Auch leistet der Gebäudebereich durch den Ansatz 
der Steigerung der Gesamtenergieeffizienz einen entsprechenden Beitrag zu den Zielen der anderen Sektoren. 
Mit dem indikativen Meilenstein 2030 leistet der Gebäudebereich darüber hinaus einen angemessenen Beitrag
zu den europäischen, sektorübergreifenden Zielen und ist somit zielkompatibel zu den europäischen Beschlüs-
sen zur Steigerung der Energieeffizienz (EU-Energieeffizienz-Richtlinie, EED), zur Erhöhung des Anteils er-
neuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Richtlinie, RED II; Richtlinie 2018/2001/EU) und zur Senkung der 
CO2-Emissionen im non-ETS Bereich (Effort-Sharing-Regulation, ESR). Demnach liegen die deutschen Bei-
träge für die europäischen Ziele für Energieeffizienz im Wärme- und Kältesektor bei 30 % gegenüber 2008 und
für den erneuerbaren Anteil bei 27 % in 2030.
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Der indikative Meilenstein 2030 für die Gesamtenergieeffizienz soll durch eine deutliche Steigerung der Ener-
gieeffizienz sowie einem deutlich stärkeren Einsatz erneuerbarer Energien im Gebäudesektor erreicht werden
(siehe Abschnitt 1.4 zu Maßnahmen und Instrumenten).

1.2.1.4 Indikative Meilensteine 2040 und 2050 
Vor dem Hintergrund der ausstehende Festlegung der Beträge einzelner Sektoren zur Minderung von Treib-
hausgasemissionen in Deutschland sowie der europäischen Dynamik (vgl. Abschnitt 1.1) kann Deutschland
zum jetzigen Zeitpunkt für den Gebäudebereich seine indikativen Meilensteine nach 2030 nur qualitativ be-
schreiben. 
Deutschland wird auch nach 2030 eine kontinuierliche, deutliche Steigerung der Gesamtenergieeffizienz for-
cieren. Eine fortwährende dynamische Wirkung, insbesondere der im vergangenen Jahr beschlossenen Maß-
nahmen und Instrumente des Klimaschutzprogramms 2030, wird erhebliche Steigerungspotentiale bei der Ge-
samtenergieeffizienz heben. Es kann davon ausgegangen werden, dass dies durch die sowieso in den nächsten
Jahren anstehenden Investitions- und Renovierungszyklen im Gebäudebestand verstärkt wird, die genutzt wer-
den, um Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Sektorkopplung und Dekarbonisierung der Energieversorgung 
umzusetzen und sektorübergreifende Synergieeffekte, wie z. B. Elektromobilität, zu nutzen. Auch haben Inno-
vation und Digitalisierung sowie wichtige Errungenschaften aus der Energieforschung, die Einzug in den Markt 
erhalten werden, das Potenzial, weitere positive Effekte für die Gesamtenergieeffizienz zu generieren. Zudem
werden durch die richtigen Anreize noch stärker die Kostensenkungspotenziale bei der Gesamtenergieeffizienz
gehoben.

1.2.2 Meilensteine für die weiteren Indikatoren 
Der Datenbestand und dessen stetige Erhebung sind als künftige Grundlage zur Definition und zum Monitoring 
des Erreichens von weiteren indikativen Meilensteinen vorgesehen. 
Um in Zukunft die durch nationale und europäische Beschlüsse festgelegten Ziele mit geeigneten Indikatoren
und indikativen Meilensteinen zu verankern, soll eine wesentlich verbesserte Datenlage des deutschen Gebäu-
debestandes geschaffen werden. Diese soll dazu beitragen, den Weg zur Erreichung der gesetzten Ziele aufzu-
zeigen und den Erfolg unterschiedlicher Maßnahmen zu bestimmen.
Neben den von der Bundesregierung bereits in die Wege geleiteten Projekten sollen im Rahmen der Fortent-
wicklung der LTRS bis 30. Juni 2024 in einem ersten Schritt weitere Indikatoren auf Basis der verstetigten 
Daten zum Gebäudebestand (insb. Sanierungsrate und -tiefe) sowie der Daten zu den Energieausweisen und 
Heizungslabels definiert und in einem zweiten Schritt mit indikativen Meilensteinen für die Jahre 2030, 2040 
und 2050 untersetzt werden. Deutschland wird sich bei der Erarbeitung der Indikatoren und indikativen Mei-
lensteine in der Fortschreibung der LTRS eng an den Empfehlungen der EU-Kommission orientieren.

1.3 Potenziale und Restriktionen 
Um die Gesamtenergieeffizienz zu erhöhen, muss die Energieeffizienz von Gebäuden und Anlagentechnik so-
wie die Effizienz der Bereitstellung von Wärme, Kälte, Strom, Gas etc. deutlich erhöht und der Anteil erneuer-
barer Energien und dekarbonisierter Energieträger oder anderer Wärmequellen erheblich gesteigert werden.
Dafür bestehen technische und wirtschaftliche Potenziale und Restriktionen gleichermaßen.

1.3.1 Energieeffizienz im Gebäudesektor
Im Gebäudebereich sind erhebliche Energieeffizienzpotenziale und damit Energieverbrauchssenkungspotenzi-
ale vorhanden. Im Gebäudebereich wird der Grundsatz „Efficiency First“ verfolgt. Durch Maßnahmen, wie eine
Dämmung der Gebäudehülle, Einbau effizienter Fenster oder anderer Fassadenbauteile, die luftdichte Herstel-
lung von Gebäuden sowie den Einsatz hocheffizienter anlagentechnischer Systeme für Heizung, Kühlung und 
Licht- und Beleuchtungstechnik, lassen sich die Effizienzpotenziale heben. Hierbei bestehen jedoch sowohl 
technische als auch wirtschaftliche Grenzen sowie Hemmnisse mit Blick auf andere Parameter wie Verhalten,
und Informationstransparenz, die es zu adressieren gilt. 
Technische Grenzen resultieren daraus, dass sich die energetische Qualität von Bauteilen und technischen An-
lagen, beispielsweise von Außenwänden und Fenstern oder der Wirkungsgrad von Heizungsanlagen, zwar op-
timieren aber nicht beliebig verbessern lässt. Hier besteht zugleich weiteres Innovationspotenzial.
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Wirtschaftliche Grenzen resultieren daraus, dass die Energieeffizienzsteigerung einen abnehmenden Grenznut-
zen hat, so dass das Verhältnis aus Kosten und Energieeffizienzsteigerung ungünstiger und eine Investition
unter Einbeziehung von Kosteneinsparungen bei einzelwirtschaftlicher Betrachtung unrentabel wird. Gezielte
Anreize und preissteuernde Elemente, wie einer CO2-Bepreisung, haben unmittelbaren Einfluss auf die Kosten-
Nutzen-Kalkulation. Über die Energiekosteneinsparungen hinausgehenden Zusatznutzen (z. B. Komfort, 
Wohngesundheit und Behaglichkeit) bieten weitere Vorteile für Investoren. Weitere wirtschaftliche Grenzen
ergeben sich vor allem bei Privathaushalten bei fehlender Finanzkraft, die die Realisierung größerer investiver
Maßnahmen auch bei positiver Kosten-Nutzen-Bewertung letztlich erfordert. 
Im Rahmen wissenschaftlicher Studien zur Erarbeitung der Energieeffizienzstrategie Gebäude (ESG) 2015 
wurde aufgezeigt, dass aus heutiger Sicht und unter Berücksichtigung der technischen Potenzialgrenze zur Stei-
gerung der Energieeffizienz der Endenergieverbrauch im Gebäudesektor um rund die Hälfte bezogen auf das 
nationale Basisjahr 2008 verringert werden könnte (laut ESG um maximal -54 % bei gleichzeitiger Prognose
eines steigenden Energieverbrauchs in den Bereichen Kühlung, Lüftung und Haustechnik). 

1.3.2 Erneuerbarer Energien und dekarbonisierte Energieträger im Gebäudesektor
Durch den Einsatz erneuerbarer Energien (z. B. Solarthermie und Photovoltaik sowie Biomasse/Biomethan im
nachhaltig erzeugten und verfügbaren Rahmen), Wärmequellen (z. B. Umweltwärme, Umgebungswärme, Ab-
wärme oder Abwasserwärme) sowie langfristig Wasserstoff und dessen Folgeprodukte in Teilen des Wärme-
markts lassen sich erhebliche EE-Potenziale zur Steigerung der Gesamtenergieeffizienz heben.
Restriktionen bestehen in der aus heutiger Sicht begrenzten Verfügbarkeit und Verwendungskonkurrenz zu an-
deren Sektoren, insbesondere Verkehr, Industrie und Energiewirtschaft. Wirtschaftliche Grenzen für deren Ein-
satz resultieren zum einen aus der Nutzungskonkurrenz und damit verbundener Preiswirkungen und zum ande-
ren aus einer abnehmenden Wirtschaftlichkeit von notwendigen Investitionen für den EE-Einsatz in Gegen-
überstellung zu den verbleidenden Energieverbräuchen. Kosten für erneuerbare Energien-Technologien werden 
durch gezielte Anreize oder preissteuernde Elemente, wie eine CO2-Bepreisung, beeinflusst, da diese Maßnah-
men die Rentabilität von energetischen Investitionen unmittelbar steigern. 
Im Rahmen der ESG wurde aufgezeigt, dass das Potenzial für erneuerbare Energien, das aus derzeitiger Sicht
für den Gebäudebereich genutzt werden könnte, rund 1.600 PJ beträgt (je nach Quelle und Annahmen 1.400 bis
1.800 PJ). Es ist anzumerken, dass das Ergebnis bei längerfristiger Prognose jedoch mit großen Unsicherheiten
behaftet ist und daher nur als vorläufig eingestuft werden kann. Zudem sind die Potenziale für dekarbonisierte
Energieträger (z. B. zu biogenen oder synthetischen Gasen) in der ESG nicht berücksichtigt.

1.3.2.1 Direkte erneuerbare Energien und Abwärme
Unter direkter erneuerbarer Energie sind Formen von erneuerbarer Energie zu verstehen, die unmittelbar d. h.
ohne Umwandlungsverluste zur Verfügung stehen und genutzt werden können. Dabei handelt es sich zum einen
um solare Energie, die solarthermisch oder photovoltaisch nutzbar ist. Auch kann Abwärme und Abwasser-
wärme als Wärmequelle für Wärmepumpen dienen.
Im Hinblick auf das Potenzial zur direkten Nutzung erneuerbarer Energie, die durch Solarthermie gewonnen 
wird, ist das zur Verfügung stehende Dachflächenpotenzial von Gebäuden im Zusammenhang mit Dachphoto-
voltaikanlagen zu berücksichtigen, sowie der Tatbestand, dass der Ertrag aus der Solarthermie-Anlage nicht
linear mit der Kollektorfläche zunimmt (asymptotischer Ertragsverlauf). Der Deckungsgrad wird durch die Ge-
bäudeeffizienz und die Speichergröße begrenzt.
Die Potenziale zur Nutzung von Umweltwärme (Wärmepumpen, Wärmetauscher) können durch Aspekte von
Wärmenachfrage und Wärmequellen begrenzt sein. Das Wärmeübertragungssystem bestimmt das bereitzustel-
lende Temperaturniveau und somit die Nachfrage – Wärmepumpen funktionieren umso effizienter je niedriger
die erforderliche Vorlauftemperatur ist und lassen sich daher besonders in Gebäuden mit Flächenheizung effi-
zient einsetzen. Das erreichbare Potenzial von Wärmepumpen wird durch den unterschiedlich dynamischen 
Marktausbau bestimmt. 
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1.3.2.2 Biomasse
Biomasse leistet aktuell einen wesentlichen Beitrag zur THG-Minderung im Gebäudesektor und wird auch zu-
künftig im ihr gesetzten Rahmen die Dekarbonisierung der Gebäude mit vorantreiben. Bei der Erzeugung der
Ausgangsprodukte für flüssige und gasförmige Biomasse besteht allerdings eine Nutzungs- und Flächenkon-
kurrenz mit den übrigen (konventionellen) landwirtschaftlichen Produkten. Das gilt auch für die Rohstoffge-
winnung von Wald- und Industrieholz für feste Biomasse (Pellets, Holzhackschnitzel, Scheitholz). In der Ge-
samtschau der verfügbaren Biomasse für alle Sektoren sind auch die alternativen Verwendungsmöglichkeiten
im Energiesektor (Biomasseheizwerke, Biogas-Verstromung), im Verkehrssektor (biogene flüssige, gasförmige 
Kraftstoffe) oder zur Erzeugung von industrieller Prozesswärme (feste Biomasse) zu beachten. In dieser Ge-
samtschau ist auch der Bedarf an Biomasse über die Zeitachse einzubeziehen, um die Potenzialgrenzen nicht
zu überschreiten. So wird im Gebäudebereich auf längere Sicht der Bedarf an Biomasse mit zunehmender Ef-
fizienz der Gebäude zurückgehen. Darüber hinaus spielen Fragen hinsichtlich begrenztem Reststoff- und auch 
Importpotenzial (Eigenbedarf der Herstellländer), sowie Lagerkapazitäten und grundsätzlicher Flächenverfüg-
barkeit eine entscheidende Rolle.
Es ist also sicher zu stellen, dass Deutschland seine Vereinbarung im Klimaschutzprogramm 2030 gewährleis-
tet. Zum Beispiel werden folgende Fragen in der zukünftigen Fortschreibung der LTRS präzisiert werden: die 
Einhaltung von Potenzialgrenzen von nachhaltig erzeugter und verfügbarer Biomasse, die Nutzungs- und Flä-
chenkonkurrenzen, die aus Klimaschutzsicht optimale sektorale Verteilung der Biomasse und die Luftreinhal-
tung.

1.3.2.3 Flüssige Energieträger
Bei der strategischen Aufstellung zur zukünftigen Energieversorgung von Gebäuden spielen flüssige biogene
oder synthetische (dekarbonisierte) Brennstoffe eine untergeordnete Rolle. Inwieweit deren Einsatz perspekti-
visch an Bedeutung gewinnt, kann aus heutiger Sicht noch nicht eingeschätzt werden.

1.3.2.4 Gasförmige Energieträger 
Erdgas ist mit einem Anteil von rund 46 % derzeit der Hauptenergieträger im Gebäudebereich und es steht ein
breites Spektrum gasbasierter Technologien zur Verfügung, insb. Brennwertgeräte, Hybridsysteme, Brennstoff-
zellen oder BHKW.
Eine zukünftige Verwendung gasbasierter Technologien für die Energieversorgung der Gebäude erfordert die
Substitution von fossilem Gas. 
Dekarbonisierung wird vor allem durch Energieeffizienzmaßnahmen, effiziente strombasierte Technologien 
(z. B. Wärmepumpen) und erneuerbare Energien erreicht. Auch Wasserstoff und seine Folgeprodukte können 
langfristig auf verschiedene Weise einen Beitrag zur Dekarbonisierung von Teilen des Wärmemarktes leisten.
Wie alle Energieträger, werden auch gasförmige Energieträger mit zunehmender Energieeffizienz der Gebäude 
einen abnehmenden Bedarf haben.
In der Gesamtschau der für alle Sektoren verfügbaren dekarbonisierten gasförmigen Energieträger () sind auch
die alternativen Verwendungsmöglichkeiten im Energiesektor), im Verkehrssektor (oder zur Erzeugung von 
industrieller Prozesswärme () zu beachten. Synthetischer Wasserstoff wird erst für die Zeit nach 2030 als mög-
liche Option für den Gebäudesektor eingestuft; auch hierbei sind primär die Bedarfe der anderen Sektoren (z. B. 
Industrie, Verkehr) zu berücksichtigen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat im Dezember 
2018 den Dialogprozess „Gas 2030“ angestoßen um gemeinsam mit Stakeholdern und Vertretern der Bundes-
länder die zukünftige Rolle gasförmiger Energieträger zu diskutieren und Handlungsempfehlungen abzuleiten. 
Erste Bilanz der am Dialogprozess beteiligten Akteure ist, dass zur Erreichung der klimapolitischen Ziele der
Verbrauch fossilen Gases perspektivisch erheblich reduziert werden und gleichzeitig eine Umstellung auf CO2-
arme Energieträger erfolgen muss und dass gasförmige Energieträger als langfristiger Bestandteil der Energie-
wende eingestuft werden. Für die ambitionierten Klimaziele 2030 haben die am Dialogprozess beteiligten Ak-
teure nach Analyse des bisherigen Sanierungstrends festgestellt, dass Effizienzmaßnahmen alleine mit Blick 
auf die 2030 Ziele eine nicht ausreichende Wirkung erzielen können, sondern insbesondere zu den langfristigen
Klimazielen nach 2030 beitragen, und dass deshalb parallel auch ein Umstieg auf effiziente Heizungstechniken
(z. B. Wärmepumpen, Solarthermieanlagen, Biomasseanlagen (im Rahmen des begrenzten Potenzials biogener
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Energieträger), KWK-Anlagen, Brennwertheizungen (insb. als Hybridsysteme) und CO2-ärmere oder dekarbo-
nisierte Energieträger für die 2030 Ziele zwingend notwendig ist. Das Ergebnispapier des Dialogs „Gas 2030“
enthält aus Sicht der beteiligten Akteure für den Gebäudesektor folgende Handlungsbedarfe:
 Systemdienliche Ausgestaltung von Wärme, Strom und Gas; Gas muss mit den anderen Versorgungsstruk-

turen und Energieeffizienz gedacht werden (Wärmeplanung).
 Die Bezahlbarkeit und sozialverträgliche Ausgestaltung von gasbasierter und anderer Wärmeversorgung 

ist zu gewährleisten.
 Der Rechtsrahmen ist für Energieeffizienz, die Verwendung von CO2-armen Gasen bzw. CO2-armer Wär-

meversorgung von Gebäuden zu erleichtern; dazu gehören auch eine Energie- und Wärmenetzplanungen 
in Kommunen und Quartieren.

 Innovative Technologien sind in den Markt einzuführen und die Marktdurchdringung ist zu erleichtern.
 Digitalisierung zur zusätzlichen Ausschöpfung der Effizienzpotenziale von vernetzten Systemen sind fi-

nanziell anzureizen.
Die gesamtwirtschaftlichen Potenziale von Biogasen / Biomethan sowie möglicher anderer Dekarbonisierungs-
potenziale werden im weiteren Verlauf des Dialogprozesses „Gas 2030“ des BMWi diskutiert und herausgear-
beitet werden.
Ein wichtiger Meilenstein ist dabei die Nationale Wasserstoffstrategie. Hier soll festgehalten werden, dass nach
Ausschöpfen der Effizienz- und Elektrifizierungspotenziale im Gebäudesektor auch langfristig ein Bedarf an
gasförmigen Energieträgern bestehen bleiben wird und Wasserstoff und seine Folgeprodukte langfristig auf 
verschiedene Weise einen Beitrag zur Dekarbonisierung von Teilen des Wärmemarkts leisten können. Weitere
Fragen werden in der zukünftigen Fortschreibung der LTRS präzisiert werden.

1.3.2.5 Strom 
Eine erhöhte Nutzung von Strom im Gebäudesektor ist bei den Ausbaupfaden für erneuerbar erzeugten Strom
zu berücksichtigen. Die Nutzung von Strom zu Zwecken der Wärme- und Kälteerzeugung hat im Gebäudesektor 
schon heute eine große Bedeutung. Die Dekarbonisierung von Strom ist für die Steigerung der Gesamtenergie-
effizienz im Gebäudesektor deswegen eine Grundvoraussetzung.
Die Dekarbonisierung von Strom wird u. a. durch den Rückgang der Kohleverstromung (Kohleausstieg bis spä-
testens 2038), den Ausbau der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch (65 % bis 2030) und die Nut-
zung von Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) zunehmend unter Einsatz von und in Kombination mit CO2-freien 
und CO2-armen Energieträgern vorangetrieben. Der Gebäudesektor kann durch Effizienztechnologien und di-
rekte Eigenerzeugung und Speicherung von Strom an Gebäuden oder im Quartier in größerem Umfang dazu
beitragen. Die direkte Eigenerzeugung von erneuerbarem Strom am Gebäude oder im Quartier bietet zudem die
Möglichkeit, die Bürgerinnen und Bürger stärker an der Energiewende partizipieren zu lassen.

1.3.2.6 Wärmenetze 
Wärmenetze nehmen schon heute eine wichtige Rolle bei der Energieversorgung im Gebäudesektor ein. Im
Zeitverlauf werden sich hinsichtlich der Klimawirkung auch bei Wärmenetzen deutliche Veränderungen erge-
ben. Die Dekarbonisierung von Wärmenetzen wird u. a. durch den Rückgang der Kohleverstromung (Wärme
aus Kohle-KWK), den Ausbau der erneuerbaren Energien Anteile in Netzen (z. B. Großwärmepumpen, Solar-
und Geothermie), die Nutzung von unvermeidbarer Abwärme, die Nutzung von Gas-KWK, zunehmend auf der
Basis CO2-freier/armer Gase, und durch eine höhere Effizienz von Wärmenetzen (z. B. Absenkung der System-
temperaturen; Wärmenetze 4.0) erreicht. Solare Großflächenanlagen treten in Flächennutzungskonkurrenz mit 
landwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Aspekten und unterliegen außerdem kommunal-regionalen Ge-
gebenheiten (Wärmenetze zur Einspeisung, Existenz anderer kostengünstiger Wärmequellen, Bereitschaft,
landwirtschaftliche Flächen zu belegen). Der Gebäudesektor kann durch Effizienztechnologien in größerem
Umfang zur Transformation von Wärmenetzen und Kopplungstechnologien, wie z. B. gebäudenaher Solarther-
mie, beitragen. 
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1.3.3 Energieinfrastruktur (Netze) 
1.3.3.1 Stromnetze 
Die Interaktion des Strom- und Wärmemarktes wird zukünftig umfassender und komplexer werden. Dies ist 
zum einen aufgrund der steigenden Zahl elektrischer Wärmepumpen zu erwarten. Zum anderen könnte der 
Wärmemarkt eine Möglichkeit bieten, um Strom abzunehmen und in Form von Wärme zu speichern. Allerdings
ist insbesondere bei den sogenannten Flexibilitätsoptionen noch nicht abschließend geklärt, welche Bedeutung 
diese kurz-, mittel- und langfristig haben werden und welches Zusammenspiel der potenziellen Optionen (Netz-
ausbau, Erzeugungsmanagement, Lastmanagement, Speicher) sich letztlich durchsetzen wird.
Im Gebäudesektor nehmen die Stromverbräuche nach Gas und Öl den dritten Rang als Energieträger für Hei-
zungsanlagen ein. Durch die Zunahme von Wärmepumpen, Digitalisierung, smarten Technologien und gekühl-
ten Gebäuden, insbesondere im Bereich der Nichtwohngebäude, werden Minderungen der Verbräuche durch
Effizienzsteigerung zunächst kompensiert. Langfristig ist aber auch beim Strom von einer deutlichen Reduzie-
rung im Gebäudesektor auszugehen. Durch Eigenerzeugung, Eigennutzung und Stromspeicher in Gebäuden
und Quartieren lassen sich gleichzeitig Leistungs- und Spannungsspitzen bei der Erzeugung und im Stromnetz
glätten.

1.3.3.2 Wärmenetze 
Mit einer intelligenten Steuerung können Wärmenetze und Wärmespeicher optimiert werden, um CO2-freie 
Wärmequellen, wie erneuerbare Energien und Abwärme einzukoppeln. Der Ausbau und die Modernisierung 
von Wärmenetzen ist insbesondere in verdichteten Siedlungsgebieten eine sinnvolle Option.

1.3.3.3 Gasnetze
Für die deutsche und europäische Energieversorgungssicherheit ist die nationale Gasinfrastruktur von substan-
zieller Bedeutung. Das gut ausgebaute Gasnetz mit ca. 40.000 km Transportnetzen („Fernleitungsnetze“) und 
mehr als 470.000 km Verteilnetzen sowie einem Gasspeichervolumen von ca. 23 Mrd. m³ stellt ein wichtiges
Element der deutschen Energieversorgung dar. Während es heute fast ausschließlich zum Transport und zur
Speicherung von Erdgas dient, kann es – unter Vorbehalt von ggf. notwendigen Anpassungsmaßnahmen – auch
andere CO2-arme oder CO2-freie Gase aufnehmen. 
Auch künftig wird die Gasinfrastruktur eine Rolle für die Energieversorgungssicherheit und die Deckung der
Gasnachfrage in Deutschland spielen. Fernleitungsnetze werden darüber hinaus auch für den innereuropäischen 
Gastransit benötigt werden. Zudem können Wasserstoff und seine Folgeprodukte langfristig auf verschiedene 
Weise einen Beitrag zur Dekarbonisierung von Teilen des Wärmemarkts leisten.
Durch die gekoppelte Planung von Gasnetzen mit Strom- und Wärmenetzen unter dem verstärkten Einsatz di-
gitaler Instrumente sollen effizientere, systemgerechte Versorgungsstrukturen etabliert werden. Um jeweils die 
optimale Lösung zu erzielen, werden Anreizmaßnahmen zielorientiert, im Rahmen der vereinbarten Ziele tech-
nologieoffen und möglichst marktorientiert gestaltet. Der Grundsatz Efficiency First ist dabei zu verfolgen. Ein 
systemischer Ansatz in Quartieren wird, da wo möglich und sinnvoll, KWK- und Wärmepumpen-Systeme so-
wie erneuerbare Energien einbeziehen. Bei neuen Quartieren oder solchen, bei denen die Energieversorgung 
grundlegend neu gedacht werden soll, z. B., weil Gasnetze erneuert werden müssen, sind vorgeschaltete inte-
grierte Energie- und Wärmenetzplanungen auf regionaler Ebene, bei denen Infrastrukturen und ihre Transfor-
mationspfade sowie Stadtentwicklungen gemeinsam betrachtet werden, anvisiert.

1.4 Maßnahmen und Instrumente für einen angemessenen Beitrag zum Klimaschutz-Lang-
fristziel 

Mit den bisher umgesetzten Maßnahmen zur Erreichung der Energie- und Klimaziele konnten deutliche Fort-
schritte beim Klimaschutz und bei der Energieeffizienz erzielt und die Treibhausgasemissionen – unter Ent-
kopplung vom Wirtschaftswachstum – im Gebäudebereich zwischen 1990 und 2019 um rund 42 % auf 122 Mio.
t CO2 gesenkt werden (1990: 210 Mio. t CO2). Der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch für
Wärme und Kälte konnte im selben Zeitraum um rund 12 Prozentpunkte auf 14,4 % im Jahr 2018 gesteigert
werden. Im Gebäudebereich konnten mit den bisherigen Programmen, wie dem CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm, dem Marktanreizprogramm (MAP), dem Anreizprogramm Energieeffizienz (APEE) und dem Hei-
zungsoptimierungsprogramm (HZO) bereits spürbare Impulse zur Steigerung der Energieeffizienz bzw. zur Er-
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höhung des Anteils erneuerbarer Energien im Gebäudebereich gesetzt werden, die zu diesen positiven Entwick-
lungen wesentlich beigetragen haben. Dennoch zeigen wissenschaftliche Analysen, dass zur Erreichung der
2030-Ziele eine Beschleunigung dieser Entwicklungen notwendig ist. Um im Gebäudebereich die notwendigen 
Fortschritte bei der Steigerung der Gesamtenergieeffizienz und der Reduzierung der CO2-Emissionen zu erzie-
len, wurde mit dem Klimaschutzprogramm 2030 neben Maßnahmen in anderen Sektoren ein umfassendes Maß-
nahmenpaket zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Nutzung erneuerbarer Energien im Gebäudebereich
beschlossen.

1.4.1 Klimaschutzprogramm 2030
Die Bundesregierung hat im September 2019 für alle Sektoren Eckpunkte für ein Klimaschutzprogramm 2030
vorgelegt und im Oktober 2019 mit einem ausführlichen Arbeitsplan konkretisiert. Das Klimaschutzprogramm
2030 dient der Umsetzung des Klimaschutzplans 2050. Die Maßnahmen aus dem Klimaschutzprogramm 2030
werden Schritt für Schritt mit Gesetzen und Förderprogrammen umgesetzt. Im ersten Schritt wurde ein Klima-
schutzgesetz beschlossen, das bereits Ende 2019 in Kraft getreten ist. 
Das Klimaschutzprogramm 2030 sieht darüber hinaus für den Gebäudebereich folgende zentrale Maßnahmen
vor (siehe Abschnitt 2.3 für ergänzende Erläuterungen): 

1.4.1.1 CO2-Bepreisung für den Gebäudesektor 
Am 19. Dezember 2019 ist ein Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen (Brenn-
stoffemissionshandelsgesetz –BEHG) in Kraft getreten. Die Bundesregierung führt mit dem Gesetz ab 2021
eine CO2-Bepreisung für die Sektoren Verkehr und Wärme (Non-ETS-Sektor) ein. Das nationale Emissions-
handelssystem (nEHS) erfasst die Emissionen aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe (insbesondere Heizöl,
Flüssiggas, Erdgas, Kohle). Dabei umfasst das System im Sektor Wärme die Emissionen der Wärmeerzeugung
des Gebäudesektors und der Energie- und Industrieanlagen außerhalb des EU-Emissionshandelssystems (EU 
ETS). Zunächst wird ein Festpreissystem eingeführt, bei dem Zertifikate auf der vorgelagerten Handelsebene
an die Unternehmen, die mit Heiz- und Kraftstoffen handeln, verkauft werden. Teilnehmer am nEHS sind die 
Inverkehrbringer oder Lieferanten der Brennstoffe.
Der CO2-Preis soll ab Januar 2021 25 Euro pro Tonne betragen und dann schrittweise bis auf 55 Euro im Jahr
2025 ansteigen. Für das Jahr 2026 soll ein Preiskorridor von mindestens 55 und höchstens 65 Euro gelten. Die
Bundesregierung strebt im Frühjahr 2020 ein neues Gesetzgebungsverfahren an, um den Preispfad des bereits
beschlossenen BEHG entsprechend anzupassen.

1.4.1.2 Einführung einer steuerlichen Förderung für energetische Sanierungsmaßnahmen im 
selbstgenutzten Wohneigentum 

Eine zentrale Maßnahme im Gebäudesektor ist die steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung, 
die als attraktives Förderinstrument zum 1. Januar 2020 in Ergänzung zur existierenden Förderkulisse als wei-
tere Säule der Förderung eingeführt worden ist. Die steuerliche Förderung kann alternativ zu den bereits beste-
henden Kredit- und Zuschussprogrammen im Gebäudebereich genutzt werden. Gefördert werden Einzelmaß-
nahmen an selbstgenutztem Wohneigentum, die auch in den bestehenden Programmen der Gebäudeförderung
als förderwürdig eingestuft sind. Hierzu zählt insbesondere der Heizungstausch, aber auch der Einbau neuer 
Fenster oder die Dämmung von Dächern und Außenwänden. Gefördert wird außerdem die Möglichkeit einer –
ggfs. schrittweisen, durch mehrere Einzelmaßnahmen verwirklichten – umfassenden Sanierung. Förderfähig 
sind 20 Prozent der Investitionskosten und der Kosten für die Erteilung der für die Gewährung der Steuerermä-
ßigung beim Finanzamt vorzulegenden Bescheinigung sowie 50 Prozent der Aufwendungen für einen Energie-
berater, der mit der energetischen Fachplanung und Beaufsichtigung der förderfähigen Maßnahmen beauftragt 
wurde. Die Förderung erfolgt über einen Abzug von der Steuerschuld verteilt über 3 Jahre, z. B. beim Ersatz
alter Fenster durch moderne Wärmeschutzfenster. Durch die progressionsunabhängige Ausgestaltung der För-
derung als Abzug von der Steuerschuld können möglichst viele Wohngebäudeeigentümer von der Maßnahme 
profitieren.

1.4.1.3 Aufstockung und Optimierung der Investitionsförderprogramme im Gebäudebereich 
Um die Austauschrate von Ölheizungen zu erhöhen, ist zum 1. Januar 2020 eine „Austauschprämie“ mit einem
Förderanteil von bis zu 45 Prozent für ein neues, effizienteres Heizsystem in das MAP integriert worden. Ziel
des neuen Förderkonzepts ist es, für alle derzeit mit Heizöl betriebenen Heizungen einen attraktiven Anreiz zur
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Umstellung auf erneuerbare Wärme zu geben. Die Bundesregierung hat zudem eine gesetzliche Regelung vor-
gelegt, wonach in Gebäuden, in denen eine klimafreundlichere Wärmeerzeugung möglich ist, der Einbau von 
Ölheizungen ab 2026 nicht mehr gestattet ist. Im Neubau und Bestand sind Hybridlösungen auch künftig mög-
lich. 
Mit der neu konzipierten Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) werden die bestehenden investiven
Förderprogramme im Gebäudebereich ab 2021 zu einem einzigen, umfassenden und modernisierten Förderan-
gebot gebündelt, in dem Aspekte der Energieeffizienz und Erneuerbaren Energien gleichermaßen berücksichtigt
werden. Mit dem neuen Programm werden die Adressatenfreundlichkeit und Attraktivität der Förderung deut-
lich gesteigert, diese noch stärker auf ambitioniertere Maßnahmen gelenkt und die Antragsverfahren deutlich 
vereinfacht. Es wird nur noch ein Antrag für die Förderung von Effizienzmaßnahmen und Erneuerbare Energien 
bei Sanierungs- oder Neubauvorhaben genügen. Die Mittelausstattung des Programms wird erhöht; zudem soll
eine parallele Kredit- und Zuschussförderung über alle Bereiche etabliert werden. Das Programm befindet sich
gegenwärtig in der Erarbeitung.

1.4.1.4 Förderung der seriellen Sanierung
Die industrielle Vorfertigung von Fassaden- und Dachelementen und eine standardisierte Installation von An-
lagentechnik, inkl. der Versorgung mit eigenerzeugtem Strom in Verbindung mit neuen Investitions- und Ver-
tragsmodellen wird die Bundesregierung ebenfalls fördern. Die im Rahmen der durchgeführten Modellprojekte
erarbeiteten Ansätze zur seriellen Sanierung werden mit Hilfe eines neu beschlossenen Förderprogramms ab 
voraussichtlich Ende 2020 in die Praxis überführt, mit dem Ziel, die industrielle Vorfertigung von Fassaden-
und Dachelementen und eine standardisierte Installation von Anlagentechnik, inkl. der Versorgung mit eigen-
erzeugtem Strom in Verbindung mit neuen Investitions- und Vertragsmodellen zu unterstützen. Gebäude sollen
dadurch qualitativ hochwertig saniert und die Sanierungszeiten verkürzt werden.

1.4.1.5 Energetische Stadtsanierung 
Mit dem Förderprogramm „Energetische Stadtsanierung“ werden im Quartier umfassende Maßnahmen in die
Energieeffizienz der Gebäude (mittelbar) und der Versorgungsinfrastruktur (Wärme/Kälte/Wasser/Abwasser)
konzeptionell und investiv umgesetzt. Das Programm setzt Impulse für mehr Energieeffizienz im kommunalen 
Bereich. Neben der planmäßigen Fortführung des Programms „Energetische Stadtsanierung“ sollen im Jahr 
2020 hierfür neue Fördertatbestände entwickelt bzw. bestehende verbessert werden. Im Zuschussprogramm
sollen insbesondere umweltfreundliche Mobilitätskonzepte, interkommunale Konzepte, Maßnahmen der Wär-
menetzplanung in den Konzepten und bei der Tätigkeit des Sanierungsmanagements sowie Konzepte, die sich 
auf gemischte Quartiere (Kombination von Neubau und Bestandsgebäuden) beziehen, stärker berücksichtigt
werden. 

1.4.1.6 Weiterentwicklung energetischer Standards 
Die Bezahlbarkeit des Bauens und Wohnens bleibt auch künftig ein zu beachtender wesentlicher Eckpunkt. Die
nächste Überprüfung der geltenden energetischen Standards erfolgt entsprechend den europarechtlichen Vor-
gaben im Jahr 2023. Die energetischen Standards von Wohn- und Nichtwohngebäuden werden dann umgehend
weiterentwickelt. Dabei werden das geltende Wirtschaftlichkeitsgebot und der Grundsatz der Technologieof-
fenheit gewahrt. 

1.4.1.7 Ausweitung der Energieberatung und Öffentlichkeitsarbeit 
Die Energieberatung für Wohngebäude wird verbessert. Energieberatung hilft, Energieeffizienz und erneuer-
bare Energien in den Planungs- und Entscheidungsprozess einzubeziehen und damit die Effizienzpotenziale
zum individuell günstigsten Zeitpunkt auszuschöpfen, insbesondere über den individuellen Sanierungsfahrplan
(iSFP), der im Rahmen der Energieberatung erstellt wird. Damit werden auch Gebäudeeigentümer besser über
den Mehrwert von energetischen Sanierungsmaßnahmen informiert. Denn Investitionen sind dann am sinn-
vollsten, wenn sie mit anstehenden Instandhaltungs- oder Modernisierungsmaßnahmen gekoppelt werden. Zu
bestimmten Anlässen (z. B. Eigentümerwechsel) werden obligatorisch Informationen zu Beratungen gegeben.
Die Kosten werden über die bestehenden Förderprogramme gedeckt. Im Einzelnen wird die Energieberatung 
u. a. durch folgende Maßnahmen weiter gestärkt:
 Erhöhung der Förderung in der „Energieberatung für Wohngebäude (EBW)“ auf bis zu 80 % Zuschuss

(bislang 60 %), 
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 Sanierungsempfehlungen durch eine geförderte Energieberatung für die Erstellung eines Energieausweises
(Bedarfsausweis) nutzen,

 Energieberatung anknüpfend an Immissionsmessungen durch qualifizierte Schornsteinfeger adressieren,
 Weitere Anlässe für eine qualifizierte Beratung nutzen (u. a. Heizungstausch, Nutzung von Synergieeffek-

ten mit barrierefreiem Umbau oder Einbruchschutz).
Im Rahmen der Informationskampagne des BMWi „Deutschland macht’s effizient“ werden Informationen 
künftig noch fachspezifischer und zielgruppenschärfer erfolgen. Im Rahmen des iSFPs sollen auch Gebäudeei-
gentümer über den Mehrwert von energetischen Sanierungsmaßnahmen informiert werden. Die Bundesregie-
rung wird dazu ein Konzept vorlegen.

1.4.1.8 Vorbildfunktion Bundesgebäude
Die Gebäude des Bundes müssen in den Bereichen Energieeffizienz, Klimaschutz und Nachhaltiges Bauen für 
den gesamten Gebäudebestand vorbildhaft sein und demonstrieren, dass die klimapolitischen Ziele im Einklang 
mit Kosteneffizienz und Funktionalität von Baumaßnahmen umgesetzt werden können. Sie werden daher früh-
zeitig einen den Zielen gerechten Standard erhalten und innovative Technologien integrieren. Dabei erfolgt die
haushaltsmäßige Anerkennung nach dem Grundsatz der Sparsamkeit mit möglichst geringen Mitteln. Neue Ge-
bäude des Bundes sollen gemäß Klimaschutzprogramm 2030 „ab 2022 mindestens EH 40 entsprechen, für Son-
dernutzungen sind analoge Zielvorgaben zu entwickeln. Dieses Ziel wird kurzfristig in einem Erlass des Bun-
deskabinetts für klimaneutrale Neu- und Erweiterungsbauten des Bundes verbindlich festgelegt. In einem zwei-
ten Schritt werden auch für den vorhandenen Gebäudebestand des Bundes Sanierungsziele für 2030 und 2050 
in diesem Erlass verbindlich vorgegeben. Dazu ist es erforderlich, dass bei allen neuen großen Sanierungs- und 
Modernisierungsbauvorhaben ab einem noch zu definierenden Stichtag mindestens ein EH 55 -Standard zu
Grunde gelegt wird. Für Sonderbauten sind analoge Zielvorgaben zu entwickeln und Ausnahmetatbestände 
(Denkmalschutz etc.) zu berücksichtigen. In dem Erlass wird eine jährliche Sanierungsrate festgelegt werden,
um Klimaschutzziele erreichen zu können. Die Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele im Bestand 
sollen vorzugsweise in engem Zusammenhang mit ohnehin aus anderen Gründen anstehenden größeren Sanie-
rungs- oder Ersatzbaumaßnahmen geplant und durchgeführt werden.“  

1.4.2 Energieeffizienzstrategie der Bundesregierung 
Die weitere Förderung der Energieeffizienz ist von großer Bedeutung, um die Klimaschutzziele zu erreichen.
Daher hat die Bundesregierung eine umfassende „Energieeffizienzstrategie 2050“ (EffSTRA) beschlossen, die
auch den Gebäudesektor adressiert. Die Strategie bündelt eine Vielzahl von Energieeffizienzmaßnahmen für 
die Dekade 2021-2030 im neuen Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE 2.0). Dabei werden auch die 
Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 aufgegriffen. 
Mit der EffSTRA legt die Bundesregierung das nach EU-Recht erforderliche nationale Energieeffizienzziel für 
2030 fest, wonach der Primärenergieverbrauch bis 2030 gegenüber 2008 um 30 % gesenkt werden soll. Zudem
wird ein breiter Dialogprozess „Roadmap Energieeffizienz 2050“ (siehe Abschnitt 3.3) initiiert, in dessen Rah-
men sektorbezogene Pfade diskutiert und konkrete Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz erarbeitet
werden sollen.

1.4.3 Gebäudeenergiegesetz
Die Standards von Energieeinsparungsgesetz (EnEG), Energieeinsparverordnung (EnEV) und des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) werden zu einem Gebäudeenergiegesetz (GEG) zusammengeführt und 
leisten einen wichtigen Beitrag zum Erreichen der Energie- und Klimaziele der Bundesregierung. Die Weiter-
entwicklung hin zu einem aufeinander abgestimmten Anforderungssystem ist ein wichtiger Baustein zum Er-
reichen des Ziels eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestandes. Die strukturelle Neukonzeption beinhaltet
neben Vereinfachungen insbesondere auch Regelungen zur verbesserten Integration erneuerbarer Energien in
die Wärmeversorgung von Gebäuden sowie die Einführung des Quartiersansatzes und einer Innovationsklausel.
Die nächste Überprüfung der geltenden energetischen Standards für Neubau und Gebäudebestand erfolgt unter
Wahrung des geltenden Wirtschaftlichkeitsgebots und des Grundsatzes der Technologieoffenheit im Jahr 2023.
Die energetischen Standards von Wohn- und Nichtwohngebäuden werden nach Maßgabe der Ergebnisse der
Überprüfung dann umgehend weiterentwickelt. Die Bezahlbarkeit des Bauens und Wohnens ist dabei ein zu
beachtender wesentlicher Eckpunkt.
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1.4.3.1 Quartiersansatz 
Eine effiziente und nachhaltige Wärmeversorgung von Gebäuden kann auch im Wege von Quartierslösungen 
umgesetzt werden. Die im GEG enthaltene Lösung setzt Vereinbarungen von Bauherren oder Gebäudeeigentü-
mern, deren Gebäude in räumlichem Zusammenhang stehen, über eine gemeinsame Versorgung ihrer Gebäude 
mit Wärme oder ggf. Kälte sowie die gemeinsame Erfüllung von Pflichten zur Nutzung erneuerbarer Energien
voraus. Bei einer gemeinsamen Versorgung mit Wärme oder ggf. auch Kälte ist dabei die Nutzung neu errich-
teter und auch bestehender Versorgungsanlagen denkbar. Die ordnungsrechtlichen Pflichten können für alle
Gebäude in einem festgelegten Quartier gemeinsam erfüllt werden, sofern der Wärme- und Kältebedarf der
betroffenen Gebäude insgesamt in einem Umfang gedeckt wird, der mindestens der Summe entspricht, die sich
aus den einzelnen Deckungsanteilen der Einzelgebäude ergibt.

1.4.3.2 Innovationsklausel für Quartiere
Das GEG ermöglicht zukünftig innovative Lösungen für Quartiersansätze in Form einer bis Ende 2025 befris-
teten Regelung. Die im GEG enthaltene Quartierslösung, die sich auf die gemeinsame Wärmeversorgung im
Quartier konzentriert, wird dazu durch die Möglichkeit einer Gesamtbilanzierung bei Änderung bestehender 
Gebäude erweitert. Dadurch wird im Einzelfall eine Vereinbarung der beteiligten Gebäudeeigentümer ermög-
licht, nach der die energetischen Anforderungen nicht einzelgebäudebezogen erfüllt werden müssen, sondern
über eine Gesamtbewertung aller von der Vereinbarung erfassten Gebäude im Quartier.

1.5 Perspektiven bei der Fortschreibung der LTRS 
Die im Rahmen der LTRS aufgezeigten Strategien und Maßnahmen bedürfen mit Blick auf 2050 einer konti-
nuierlichen Weiterentwicklung sowie der Berücksichtigung anderer Strategien und Maßnahmen der Bundesre-
gierung. In diesem Zusammenhang sollen unterschiedliche Herausforderungen adressiert werden.
Deutschland prüft im Zuge der Arbeiten zur Fortschreibung der LTRS die Ausgestaltung weiterer Indikatoren, 
insb. zum „Endenergieverbrauch“. Konkret sollen in der Prüfung vor allem folgende Aspekte adressiert werden:
 Welche weiteren Rückschlüsse lässt der Endenergieverbrauch auf die Bewertung der Energieeffizienz zu? 
 In welcher Form können im Endenergieverbrauch auch die effiziente Nutzung erneuerbarer Energien und

dekarbonisierter Energieträger einfließen?
 Wie kann das Kernprinzip „Efficiency First“ optimal im Indikator Endenergieverbrauch gespiegelt wer-

den?
Die Prüfung eines Indikators zum Endenergieverbrauch beinhaltet zum einen die Spezifikation des Indikators
(u. a. Bilanzgrenze, absolute/relative Berechnung, Witterungsbereinigung). Darüber hinaus umfasst die Prüfung
auch eine mögliche künftige Festlegung von indikativen Meilensteinen für diesen Indikator. Die Prüfung wird
auch das bisherige nationale Monitoring der Energiewende berücksichtigen (vgl. Artikel 7 EED). 
Weitere zu adressierende Herausforderungen sind u. a.: 
 Klares Signal an den Markt: Mit Blick auf die langfristige Entwicklung ist Planungs- und Investitionssi-

cherheit für die Akteure von besonderer Bedeutung. So hat die Bundesregierung mit dem Klimaschutzpro-
gramm 2030 bereits für einige Bereiche beispielsweise einen klaren Rahmen aus „Fördern und Fordern“
gesetzt. In diesem Sinne wird die Bundesregierung frühzeitig im Zuge der Vorarbeiten zur Fortentwick-
lung der LTRS prüfen, wie Fördermaßnahmen und Ordnungsrecht auf der Zeitachse auch in Zukunft op-
timal aufeinander abgestimmt werden können. Das Klimaschutzprogramm 2030 sieht die nächste Über-
prüfung der geltenden energetischen Standards entsprechend der europarechtlichen Vorgaben im Jahr 2023
vor. 

 Umsetzung der Energieeffizienzstrategie der Bundesregierung (u. a. NAPE 2.0 und Maßnahmen aus dem
Roadmap Prozess) 

 Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz sollten sich in zunehmendem Maße auch in energiebezogenen 
Steuerungsinstrumenten widerspiegeln, um Fehlanreize zu vermeiden. Fragen zum Lebenszyklus des Ge-
bäudes inklusive des Ressourcenaufwandes für die Herstellung der verwendeten Baumaterialen werden 
präzisiert werden. Verzahnung mit Maßnahmen zur Klimaanpassung im Rahmen der Deutschen Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel (DAS) und deren Umsetzung
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2 Obligatorische Komponenten der langfristigen Renovierungsstrategie
2.1 Überblick über den nationalen Gebäudebestand 
2.1.1 Vorüberlegungen 
Im Folgenden wird ein Überblick über den deutschen Gebäudebestand gegeben. Es wird auf die Gebäudekate-
gorien „Wohngebäude“, „Nichtwohngebäude“ und „Öffentliche Gebäude“ eingegangen. Es ist anzumerken, 
dass sich die Detailtiefe der verfügbaren Informationen zum deutschen Gebäudebestand in diesen Gebäudeka-
tegorien erheblich unterscheiden. Während für den Wohngebäudebestand eine Vielzahl an Daten aus verschie-
denen Quellen zur Verfügung steht, ist der Umfang verfügbarer Daten über den Nichtwohngebäudebestand und
die öffentlichen Gebäude in Deutschland teilweise gering. Es ist jedoch zu betonen, dass bereits Projekte bear-
beitet werden, um diese Datenlücken zu füllen (siehe Abschnitt 1.2.2). 
Der deutsche Gebäudebestand ist sehr heterogen und setzt sich aus einer Vielzahl unterschiedlicher Gebäude-
typen und Baualtersklassen mit sehr unterschiedlichen energetischen Charakteristika zusammen. 

2.1.2 Wohngebäude 
Die energetischen Potenziale im Wohngebäudebereich werden maßgeblich durch die Faktoren bestehender Ge-
bäudebestand, derzeitige Gebäudeeigentümerstrukturen und die Struktur der Gebäudemieter bestimmt. Denn 
die jeweiligen unterschiedlichen Interessenlagen und Randbedingungen beeinflussen die Entscheidung für eine
energetische Sanierung und/oder den Einsatz von erneuerbaren Energien im Wärmebereich erheblich. Die de-
taillierte Ermittlung der derzeitigen Ausgangslage lässt es daher zu, Möglichkeiten und Restriktionen im Hin-
blick auf energetische Sanierungen aufzuzeigen.
Der Wohngebäudebestand in Deutschland umfasst rund 19 Mio. Gebäude mit knapp 40 Mio. Wohnungen. Da-
von sind rund 14 Mio. Ein- und Zweifamilienhäuser mit rund etwa 19 Mio. Wohnungen und rund 5 Mio. Mehr-
familienhäuser mit knapp 21 Mio. Wohnungen. Hinzu kommen mehr als 1 Mio. Wohnungen in Nichtwohnge-
bäuden [Destatis]. 2018 wurden in Deutschland knapp 287 Tsd. neue Wohnungen fertiggestellt. Die Neubaurate
bezogen auf den Wohnungsbestand liegt damit bei etwas über 0,5 %. 
Neben der Anzahl der Gebäude sowie der Wohnfläche, spielt die energetische Qualität des Gebäudebestands 
die wichtigste Rolle bei der Beurteilung der Potenziale für eine energetische Sanierung. Eine zentrale Kenn-
größe für diese Qualität der Gebäude ist das Baualter der Gebäude und deren Sanierungszustand. So kann das
Baualter auch erste Hinweise auf möglicherweise notwendige Modernisierungs- oder Instandhaltungsmaßnah-
men geben.
Ein Großteil des derzeitigen Gebäudebestandes ist nach dem Zweiten Weltkrieg errichtet worden. Aus heutiger
Sicht sind 26 % der Wohngebäude vor 1948 errichtet worden, davon wiederum knapp die Hälfte (13 %) vor
1919. Diese Gebäude stehen häufig unter Denkmal- oder Bestandsschutz und müssen bei der Sanierung in der
Regel den entsprechenden Vorgaben des Denkmalschutzes entsprechen. 
Von 1949 bis zur ersten Verordnung von 1977, die Mindestanforderungen an die Energieeffizienz stellte (1.
Wärmeschutzverordnung – WärmeschutzV (WSVo)), wurden rund 7 Mio. Gebäude errichtet. Das heißt, rund 
64 % unseres heutigen Wohngebäudebestandes wurden ohne verpflichtende Berücksichtigung von Energieef-
fizienzstandards errichtet. Bis zur dritten Wärmeschutzverordnung 1995 wurden weitere 3,6 Mio. Gebäude er-
richtet (20 %). Bis 2002 entstanden weitere knapp 2 Mio. Wohngebäude (10 %). Seit 2002 gibt es die erste
Energieeinsparverordnung (EnEV 2002). Seitdem wurden über 1 Mio. neue Wohngebäude errichtet (6 %).). 
Die Verteilung von Wohnungen auf die unterschiedlichen Baualtersklassen ist in Tabelle 4 dargestellt.
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Tabelle  4 

Wohnungen nach Baujahr 2014 

Deutschland in Tsd. Deutschland in % 

Wohnungen insgesamt (ohne Wohnheime) 39.195 100 

davon errichtet 

bis 1918 5.500 14 

1919 – 1948 5.126 13 

1949 – 1978 18.134 46 

1979 – 1986 3.895 10 

1987 – 1990 1.076 3 

1991 – 2000 3.066 8 

2001 – 2010 1.916 5 

2011 und später 482 1 

Statistisches Bundesamt

2.1.2.1 Eigentümerstruktur
Die Eigentümerstruktur der Wohngebäude in Deutschland ist in Tabelle 5 dargestellt. Besonders bei den Ein-
und Zweifamilienhäusern ist zu erkennen, dass die Eigentümer in den meisten Fällen Privatpersonen sind. Bei
den Mehrfamilienhäusern beträgt der Eigentümeranteil von Privatpersonen dagegen nur etwas über 40 % bezo-
gen auf die Gebäudeanzahl. Die Wohnungsunternehmen hingegen sind im Besitz von etwa 5 % des Gesamten
Gebäudebestandes. Bezogen auf die Anzahl der Wohnungen sind es knapp 18 %. Im Bereich der Mehrfamili-
enhäuser zeichnet sich hier ein anderes Bild. Hier liegen die Besitzanteile der Wohnungsunternehmen bei ca. 
einem Viertel der Wohngebäude bzw. ca. einem Drittel der Wohnungen. Den größten Teil der Wohnungen in
Mehrfamilienhäusern besitzen jedoch die Wohnungseigentümergemeinschaften. Diese besitzen rund 36 % der
Mehrfamilienhäuser.
Die Mieterstruktur ist in Deutschland sehr heterogen. Es gibt etwa 18 Mio. Mieterhaushalte.
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Tabelle  5 

Wohngebäude und darin befindliche Wohnungen nach Eigentümertypen 

Gebäude Wohnungen

Alle Wohngebäude 

Wohnungseigentümergemeinschaften 7,5 % 20,1 % 

Privatperson(en) 86,6 % 61,0 % 

Wohnungsunternehmen 1) 5,4 % 17,7 % 

Sonstige 2) 0,5 % 1,1 % 

Insgesamt 100,0 % 100,0 % 

Ein-/-Zweifamilienhäuser 

Wohnungseigentümergemeinschaften 2,2 % 2,6 % 

Privatperson(en) 96,0 % 95,5 % 

Wohnungsunternehmen 1) 1,7 % 1,7 % 

Sonstige 2) 0,1 % 0,2 % 

Insgesamt 100,0 % 100,0 % 

Mehrfamilienhäuser 

Wohnungseigentümergemeinschaften 33,6 % 35,6 % 

Privatperson(en) 40,5 % 30,6 % 

Wohnungsunternehmen 1) 23,5 % 31,8 % 

Sonstige 2) 2,3 % 1,9 % 

Insgesamt 100,0 % 100,0 % 

Auf Basis von: Dr. Holger Cischinsky (IWU), Dr. Nikolaus Diefenbach (IWU) (2018): Datenerhebung Wohngebäude 2016

Die Zahlen in dieser Tabelle sind zum Teil mit relevanten statistischen Unsicherheiten behaftet.

1) Wohnungsgenossenschaft, privatwirtschaftliches oder kommunales Wohnungsunternehmen, Kommune 
2) Anderes privatwirtschaftliches Unternehmen, Bund, Land, Organisation ohne Erwerbszweck (z. B. Kirche)

2.1.2.2 Energetischer Zustand des Wohngebäudebestandes – Hüllfläche 
In Tabelle 6 wird der Stand von durchgeführten Wärmedämmmaßnahmen im Wohngebäudebereich dargestellt.
Aufgegliedert sind die Ergebnisse in die Dämmung der Außenwand, der Dach- bzw. Obergeschossdecke sowie 
des Fußbodens bzw. der Kellerdecke. Der erste Tabellenteil beschreibt den Prozentsatz der Wohngebäude, bei
denen eine Wärmedämmung des genannten Bauteils besteht. Für den gesamten Wohngebäudebestand ergibt
sich für die Außenwände ein Anteil von 50,4 %. Des Weiteren sind die Werte für zwei unterschiedliche Baual-
tersperioden dargestellt. Zum einen sind diese aufgliedert in Altbauten mit Baujahr bis 1978 und zum anderen 
in Neubauten mit Baujahr ab 2010. Wie zu erwarten liegt der Anteil der wärmegedämmten Altbauten merklich 
unterhalb des Durchschnitts der Wohngebäude. Für die Außenwand weisen im Altbau nur knapp 46 % der 
Wohngebäude eine Wärmedämmung auf. Im Neubau hingegen sind in knapp 77 % der Gebäude die Außen-
wände mit einer Wärmedämmung versehen. Es ist zu beachten, dass bei der Erhebung dieser Daten explizit 
nach Wärmedämmschichten gefragt wurde. Gute gedämmte Mauersteine, die wohl vorherrschende Bauweise
des verbleibenden Viertels im Neubau, wurde nicht berücksichtigt.  
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Tabelle  6

Wohngebäude mit Wärmedämmung 

Außenwand Dach/Obergeschossdecke Fußboden/Kellerdecke

Wohngebäude mit Dämmung des jeweiligen Bauteils 

alle Wohngebäude 50,4 % 83,9 % 40,4 % 

Altbauten bis Baujahr 1978 45,5 % 77,2 % 26,8 % 

Neubauten ab Baujahr 2010 76,5 % 98,0 % 84,2 % 

gedämmte Flächenanteile (falls Dämmung vorhanden) 1)

alle Wohngebäude 82,7 % 93,2 % 91,3 % 

Altbauten bis Baujahr 1978 74,2 % 90,7 % 85,4 % 

Neubauten ab Baujahr 2010 97,5 % 99,7 % 97,6 % 

gedämmte Bauteilfläche (Gebäude gewichtet mit Flächenanteilen)

alle Wohngebäude 41,7 % 78,2 % 36,9 % 

Altbauten bis Baujahr 1978 33,7 % 70,0 % 22,9 % 

Neubauten ab Baujahr 2010 74,6 % 97,7 % 82,1 % 

Auf Basis von: Dr. Holger Cischinsky (IWU), Dr. Nikolaus Diefenbach (IWU) (2018): Datenerhebung Wohngebäude 2016

Die Zahlen in dieser Tabelle sind zum Teil mit relevanten statistischen Unsicherheiten behaftet.

1) Flächenanteile Dach/Obergeschossdecke und Fußboden/Kellerdecke aus der Vorgängererhebung „Datenbasis Gebäudebestand“ (vgl. [Die-
fenbach et al. 2010], Tabelle 4.1-1 auf S. 44) entnommen 

Der mittlere Tabellenteil stellt die gedämmten Flächenanteile dar. Die Angaben beschreiben den durchschnitt-
lich mit Wärmedämmung versehenen Flächenanteil eines Gebäudes, falls eine Wärmedämmung vorhanden ist.
Der gesamte Anteil gedämmter Außenwandflächen beläuft sich also auf 50,4 % x 82,7 % = 41,7 %. Diese Er-
gebnisse und somit die gesamten gedämmten Bauteilflächen sind im letzten Tabellenabschnitt dargestellt. Hier 
zeigt sich, dass sich die Anteile der Wärmedämmung je nach Bauteil stark unterscheiden. Während sich für die
Außenwanddämmung 41,7 % und für den Fußboden/die Kellerdecke 36,9 % ergeben, sind bei den Dächern und 
oberen Geschossdecken 78,2 % der Bauteilflächen mit Dämmung versehen. Auch hier liegen die Werte für den
Altbaubestand unterhalb des Durchschnitts. An dieser Stelle wollen wir erneut darauf hinweisen, dass die Ta-
belle ausschließlich das Vorhandensein von Wärmedämmung darstellt. Eine Aussage über die tatsächliche ener-
getische Qualität der Bauteile kann nicht getroffen werden. 
Die obige Tabelle, die beschreibt, ob eine Wärmedämmung des Bauteils vorhanden ist und wenn ja, mit wel-
chem Flächenanteil, unterscheidet noch nicht zwischen der Dämmung bei Errichtung des Gebäudes und einer
nachträglichen Dämmung. Bei der Erhebung solcher Daten weißt diese Unterscheidung insbesondere bei älteren 
Gebäuden Schwierigkeiten auf. So ist es besonders bei geschlossenen Bauteilen dem Gebäudeeigentümer nicht
immer bekannt, ob und wie diese Bauteile gedämmt sind. Außerdem muss in dieser Darstellung, das Vorhan-
densein von Dämmschichten nicht zwangsläufig einen besseren Wärmeschutz bedeuten, da dieser stark von den 
verwendeten Baumaterialien und der Dicke der Wärmedämmung abhängt. 
Tabelle 7 zeigt den Anteil von nachträglichen Wärmedämm-Modernisierungsmaßnahmen für den Wohngebäu-
debestand insgesamt sowie für den Altbaubestand. Insgesamt weisen 25,1 % der Wohngebäude eine nachträg-
liche Wärmedämmung der Außenwand auf. Im Altbaubestand ist dieser Anteil erhöht bei 37,6 %. Betrachtet 
man die nachträglich gedämmten Flächenanteile im unteren Abschnitt der Tabelle ergibt sich für den gesamten
Wohngebäudebestand ein Anteil von 18,8 % und für den Altbau ein Anteil von 27,8 %. Für die anderen Bauteile 
weichen die Ergebnisse deutlich ab.
Im Altbau wurden über 60 % der Dächer bzw. Obergeschossdecken nachträglich gedämmt. Wie man dem mitt-
leren Abschnitt der Tabelle entnehmen kann geschah diese Nachträgliche Dämmung beinahe über die gesamte 
Bauteilfläche (90,1 %). Der Anteil nachträglicher Wärmedämmung von Fußboden und Kellerdecke sind hinge-
gen mit 14,2 % sehr gering.
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Tabelle  7 

Wohngebäude mit nachträglicher, d. h. im Zuge von Modernisierungsmaßnahmen 
installierter Wärmedämmung 

Außenwand Dach/Obergeschossdecke Fußboden/Kellerdecke

Wohngebäude mit nachträglicher Dämmung des jeweiligen Bauteils

alle Wohngebäude 25,1 41,1 12,1 

Altbau bis Baujahr 1978 37,6 61,0 17,8 

gedämmte Flächenanteile (falls nachträgliche Dämmung vorhanden)1) 

alle Wohngebäude 75,0 90,4 80,3 

Altbau bis Baujahr 1978 73,9 90,1 80,1 

nachträglich gedämmte Bauteilfläche (Gebäude gewichtet mit Flächenanteilen)

alle Wohngebäude 18,8 37,2 9,7 

Altbau bis Baujahr 1978 27,8 54,9 14,2 

Auf Basis von: Dr. Holger Cischinsky (IWU), Dr. Nikolaus Diefenbach (IWU) (2018): Datenerhebung Wohngebäude 2016

Die Zahlen in dieser Tabelle sind zum Teil mit relevanten statistischen Unsicherheiten behaftet.

1) Flächenanteile Dach/Obergeschossdecke und Fußboden/Kellerdecke aus der Vorgängererhebung „Datenbasis Gebäudebestand“ (vgl. [Die-
fenbach et al. 2010], Tabelle 4.1-1 auf S. 44) entnommen 

In Tabelle 8 sind die Verglasungsarten im gesamten Wohngebäudebestand dargestellt. Diese sind nochmals in 
Fensterbaujahre und in Gebäudealterskategorien unterteilt. Unterschieden wird zwischen den Fensterbauzeit-
räumen bis 1995 und ab 1995. Die Baualterskategorien sind unterteilt in „alle Wohngebäude“, Altbau bis Bau-
jahr 1978 und „Neubauten mit Baujahr ab 2010“. Die Zwei-Scheiben-Verglasung kommt im gesamten Wohn-
bestand und im Altbau am häufigsten vor. Im Neubau dominiert die Drei-Scheiben-Verglasung.

Tabelle  8 

Verglasungsarten und Fensterbaujahr 

Alle Wohngebäude Altbauten
bis Baujahr 1978 

Neubauten
mit Baujahr ab 2010

100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Fensterbaujahr bis 1995 (weitgehend keine Wärmeschutzverglasung) 

Ein-Scheiben-Verglasung 3,3 % 4,2 % 

Zwei-Scheiben-Verglasung 1) 35,2 % 37,6 % 

Drei-Scheiben-Verglasung 1,3 % 0,9 % 

Fensterbaujahr ab 1995 (weitgehend Wärmeschutzverglasung)

Ein-Scheiben-Verglasung 1,1 % 1,4 % 0,1 % 

Zwei-Scheiben-Verglasung 1) 50,2 % 49,7 % 23,0 % 

Drei-Scheiben-Verglasung 8,9 % 6,1 % 76,9 % 

Auf Basis von: Dr. Holger Cischinsky (IWU), Dr. Nikolaus Diefenbach (IWU) (2018): Datenerhebung Wohngebäude 2016

Die Zahlen in dieser Tabelle sind zum Teil mit relevanten statistischen Unsicherheiten behaftet.

1) einschließlich Kastenfenster 
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2.1.2.3 Beheizungsstruktur
In Deutschland sind rund 21,3 Mio. Wärmeerzeuger installiert. Über 10,5 Mio. der Wärmeerzeuger sind Gas-
heizkessel. Öl-Heizkessel stellen mit ca. 6 Mio. Anlagen den zweiten großen Bestandsblock. Daneben sind etwa
0,8 Mio. Biomassekessel, ca. 110 000 Kohlekessel und 1,5 Mio. Wärmepumpen installiert. Ganz oder überwie-
gend mit Strom beheizt werden rund 1,4 Mio. Wohnungen (ohne Wärmepumpe), von denen die Mehrheit Nach-
speicherheizungen nutzt. Etwa 1,2 Mio. Wohngebäude werden aus Wärmenetzen beheizt.
Der Gebäudebestand ist wesentlich durch gas- und ölbefeuerte Verbrennungssysteme gekennzeichnet, die als
stark veraltet eingestuft werden können. Das Durchschnittsalter der Heizungstechnik in Mehrfamilienhäusern
beträgt etwa 20 Jahre während in Ein- und Zweifamilienhäusern die Wärmeerzeuger im Schnitt 16 Jahre alt 
sind. Etwa 13 % des Bestandes zentraler Wärmeerzeuger sind veraltete Konstant-Temperaturkessel. Besonders 
verbreitet sind gas- und ölbetriebene Niedertemperaturkessel. Diese stellen etwa 60 % des Bestandes dar. Den
heutigen Stand der Technik bilden im Bereich Öl- und Gaswärmeerzeuger die Brennwertkessel ab, deren Anteil 
derzeit nur rund 21 % beträgt. In den letzten Jahren wurden ca. 600.000 bis 700.000 neue Wärmeerzeuger pro 
Jahr installiert. Gas ist nach wie vor der bedeutendste Energieträger im Neubaubereich, während Ölheizungen 
nahezu nicht mehr nachgefragt werden. Der Anteil von Öl als Energieträger in neuen Wohngebäuden liegt bei
unter 2 %, wohingegen der Einsatz von Elektro-Wärmepumpen kontinuierlich ansteigt. Der Anteil von gasbe-
triebenen Wärmeerzeugern nimmt langsam zugunsten der Wärmepumpen ab und liegt aktuell bei knapp 50 %. 
Ebenfalls steigend ist der Anteil der durch Wärmenetze versorgten Gebäude. Dieser Umstand ist darauf zurück-
zuführen, dass die Bautätigkeit insbesondere in den urbanen Verdichtungsräumen konzentriert ist, in den oft ein 
Anschluss an ein Wärmenetz vorhanden ist (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1 

Hauptenergieträger in Ein- und Zweifamilienhäusern 

Quelle: dena/ifeu/prognos et al. 2019 

Auch in Mehrfamilienhäusern ist bis zum Baujahr 2010 Erdgas der dominierende Energieträger. Heizöl kommt
deutlich seltener vor als bei EZFH. Weiterhin ist auffällig, dass die Fernwärme über alle Baualtersklassen hin-
weg in MFH deutlich häufiger eingesetzt wird als in EZFH und insbesondere bei den neuen Gebäuden ab 2010 
rund ein Drittel ausmacht. Auch Biomasse und Wärmepumpen werden in dieser neuesten Baualtersklasse je-
weils in über 10 % der neuen Gebäude ab 2010 eingesetzt (vgl. Abbildung 2).
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Abbildung 2 

Hauptenergieträger in Mehrfamilienhäusern  

Quelle: dena/ifeu/prognos et al. 2019 

2.1.3 Nichtwohngebäude
Die korrekte Erfassung und energetische Beschreibung der Nichtwohngebäude ist aufgrund ihrer vielseitigen
Nutzung eine bislang nicht eindeutig gelöste Herausforderung. Diese Gebäude stellen einen nicht unerheblichen 
Teil des Gebäudebestandes dar. Aufgrund der unvollständigen Datenlage ist eine Abschätzung des derzeitigen
Bestands an Nichtwohngebäuden nur durch Hochrechnungen möglich. Alle hier aufgeführten Daten sind mit
großen Ungenauigkeiten behaftet.
Nach den Hochrechnungen ist von einem Gesamtbestand von mindestens 3,5 Mio. beheizten Nichtwohngebäu-
den in Deutschland auszugehen, mit einer geschätzten Nettogrundfläche von 2,35 Mrd. m².
Da die Datenlage im Nichtwohngebäudebereich sehr unbefriedigend ist, wird derzeit ein vom BMWi geförder-
tes Projekt zur Datenerhebung in diesem Bereich durchgeführt. Dieses Projekt nennt sich „Forschungsdaten-
bank Nichtwohngebäude, Primärdatenerhebung zur Erfassung der Struktur und der energetischen Qualität des
Nichtwohngebäudebestands in Deutschland“ (ENOB:dataNWG). Die Durchführung dieses Projekts wird weit-
reichende Aufschlüsse bezogen auf den Nichtwohngebäudebestand in Deutschland geben.
Wie in Tabelle 9 dargestellt, können Nichtwohngebäude hinsichtlich der Nutzung in 14 verschiedene Klassen
eingeteilt werden:
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Tabelle  9

Typologien der Nichtwohngebäude1) 

Typologie Anzahl NGF in Mio. m² Energieverbrauch in TWh

Baugewerbe 402.000 97 12

Sport 113.825 55 7

Beherbergung, Gaststätten,
Heime

423.000 237 32

Bildung 110.832 156 25

büroähnliche Betriebe 687.279 316 19

Handel 486.563 244 22

Industrie 489.144 698 0

Herstellungsbetriebe 200.000 86 9

Krankenhäuser 17.000 53 18

Kultur 83.176 70 0 

Landwirtschaft 299.000 254 20

Nahrungsmittelgewerbe 14.000 7 0

Textil, Bekleidung, Spedition 188.000 74 4

Wäschereien 6.000 1 0

Summe 3.519.818 2.346 168 

Beuth Hochschule für Technik Berlin, ifeu (2015) 

1) Gemäß GEMOD, ein am ifeu entwickeltes Modell zur Berechnung des Energieverbrauchs für Raumwärme und Trinkwarmwasser in Ge-
bäuden.

Die häufigste Typologie, mit einer Anzahl von ca. 690.000 Gebäuden, sind die büroähnlichen Betriebe. An
zweiter Stelle stehen Industriegebäude (ca. 490.000) gefolgt von der Kategorie Handel (490.000). Betrachtet
man jedoch die NGF der unterschiedlichen Typologien, stehen die Industriegebäude mit 698 Mio. m² NGF an 
der Spitze. Büroähnlich genutzte Gebäude stehen hier weit abgeschlagen mit 316 Mio. m² NGF an zweiter
Stelle. In Sachen Energieverbrauch gilt es jedoch, einen genaueren Blick auf die Bereiche „Beherbergungen, 
Gaststätten, Heime“, „Bildung“ und „Handel“ zu werfen. Hier gehen mit den größten gebäudebezogenen Ener-
gieverbräuchen auch die größtmöglichen Einsparungen einher.
Neben der Nutzung ist auch das Baualter von Nichtwohngebäuden ein wichtiger Kennwert für die Einschätzung 
der Energieeffizienzpotenziale. Zu diesem Zweck wurden die Baualtersklassen (BAK) A bis J definiert. Diese 
beschreiben das Baukonstruktionsalter der betrachteten Gebäude.
Die Definition der BAK mit dem zugehörigen Baukonstruktionsalter sind Tabelle 10 zu entnehmen. Hier wer-
den auch die Wärmedurchgangskoeffizienten von Nichtwohngebäuden, ohne Unterteilung in einzelne Nut-
zungsarten, dargestellt. Es lässt sich deutlich der Fortschritt und die Verbesserung der U-Werte in allen Bautei-
len erkennen.
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Tabelle 10 

U-Werte von Nichtwohngebäuden in Abhängigkeit der Baualtersklasse 

U-Werte in W/m²K

BAK 
Baukonstruktionsalter 

Fenster oberer Abschluss unterer Abschluss Außenwand
von bis 

A 1859 3,5 1,0 1,2 2

B 1860 1918 2,7 1,0 1,2 2

C 1919 1948 3,5 1,0 1,2 1,5

D 1949 1957 3,5 1,0 1,2 1,5

E 1958 1968 3,5 1,0 1,2 1,5

F 1969 1978 2,9 1,0 1,2 1,5

G 1979 1983 2,9 0,45 0,85 1,2

H 1984 1994 1,9 0,3 0,4 0,85

I 1995 2001 1,9 0,3 0,4 0,35

J 2002 2009 1,7 0,25 0,4 0,5 

K 2010 2020 1,7 0,25 0,4 0,5 

L 2021 2050 0,8 0,15 0,15 0,15

M 0,6 0,1 0,1 0,1 

Beuth Hochschule für Technik Berlin, ifeu (2015 

Die Verteilung einiger Typologien über die Baualtersklassen ist Tabelle 11 zu entnehmen. Aufgrund der mo-
mentanen Datenlage mussten in dieser Tabelle die Baualtersklassen in kleine Gruppen zusammengefasst wer-
den. Ein Großteil der Gebäude ist den Baualtersklassen ABC zuzuordnen, d. h. er wurde in den Jahren vor 1948
errichtet. In den Kategorien „Krankenhaus, Heime“, „Handel, Gewerbe“, und „Hotels“ sind Gebäude dieser
Altersklasse sogar am häufigsten vertreten. Unter den Krankenhäusern und Heimen in Deutschland sind sogar 
40,4 % aus dieser Baualtersklasse. Der Anteil der vor 1948 erbauten Hotels beträgt 38,6 %. Die bestehenden 
Büro-. Verwaltungs- und Schulgebäude wurden zum Großteil (35,4 %) zwischen 1979 und 1994 erbaut und 
sind somit den Baualtersklassen G und H zuzuordnen. Allerdings ist auch hier ein sehr erheblicher Teil (32,4 %)
den Baualtersklassen ABC zuzuordnen. Die Baualtersklassen I und J (1995 – 2009) macht in allen betrachteten
Typologien den geringsten Anteil an Bestandsgebäuden aus. Die Baualtersklassen D,E und F (1949 – 1978) 
sind mit Anteilen zwischen 22,2 % und 29,0 % in allen Typologien zu einem ähnlichen Anteil vertreten.
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Tabelle  11

Aufteilung der Nichtwohngebäude auf die Baualtersklassen nach eigener Darstellung 

Nichtwohngebäude 

Baualtersklassen Büro, Verwaltung, 
Schule

Krankenhaus,
Heime Handel, Gewerbe Hotels

Klassen ABC (bis 1948) 32,4 % 40,4 % 30,5 % 38,6 % 

Klassen DEF (1949 – 1978) 22,9 % 25,3 % 22,2 % 29,0 % 

Klassen GH (1979 – 1994) 35,4 % 25,2 % 29,6 % 29,9 % 

Klassen IJ (1995 – 2009) 9,3 % 9,1 % 17,7 % 2,5 % 

Summe 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Auf Basis von: Leibnitz-Institut (2013) 

2.1.4 Kommunale Gebäude 
Deutschlands Städte und Gemeinden verfügen über rund 175.000 Nichtwohngebäude. Die meisten kommuna-
len Gebäude dienen der Bildung, vor allem in Form von allgemeinbildenden Schulen. Die Datenlage zu kom-
munalen Nichtwohngebäuden ist insgesamt aber als lückenhaft einzustufen. Hier besteht weiterer Analysebe-
darf. Das in Abschnitt 2.1.3 kurz vorgestellte Projekt ENOB:dataNWG soll hier maßgeblich zur Verbesserung
des Datenbestandes beitragen.

2.1.5 Historische Entwicklung des nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauchs
Der nicht erneuerbare Primärenergieverbrauch (PEVn.E.) von Gebäuden fiel im Jahr 2018 um 4,4 % gegenüber 
dem Vorjahr. Der PEVn.E. berücksichtigt neben der Bereitstellung von Heizung, Kühlung und Warmwasser (für
Nichtwohngebäude zusätzlich Beleuchtung) auch den nicht erneuerbaren Aufwand für die Gewinnung, die Um-
wandlung und den Transport bzw. die Verteilung der einzelnen Energieträger. Der PEVn.E umfasst jedoch keine
erneuerbaren Energien. Er kann somit sowohl durch Energieeffizienzsteigerungen als auch durch die Erhöhung
des Anteils erneuerbarer Energie an der Deckung des Wärmebedarfs gesenkt werden. Im Jahr 2018 lag der nicht
erneuerbare Primärenergieverbrauch bei 3.283 PJ gegenüber 3.429 PJ im Vorjahr. Seit dem Jahr 2008 hat sich
der nicht erneuerbare Primärenergieverbrauch bereits um 25,5 % verringert, was einer durchschnittlichen jähr-
lichen Minderung um 2,6 % entspricht. Das zeigt, dass der richtige Pfad zur Reduktion des nicht erneuerbaren
Primärenergieverbrauchs eingeschlagen ist, wenngleich die Dynamik zwischen 2014 und 2017 etwas abflachte
(vgl. Abbildung 3).
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Abbildung 3 

Entwicklung des nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauchs

in PJ
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 Quelle: BMWi (2019) auf Basis AGEB 10/2019
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2.1.6 Historische Entwicklung des Endenergieverbrauchs
Der Endenergieverbrauch in Gebäuden ist im Jahr 2018 im Vergleich zum Vorjahr gesunken. Als gebäuderele-
vanter Endenergieverbrauch für Wärme (Wärmebedarf) werden die Verbrauchswerte für Heizung, Kühlung und 
Warmwasser ausgewiesen. Zusätzlich wird in Nichtwohngebäuden der Stromverbrauch für die (fest installierte) 
Beleuchtung bilanziert. Im Jahr 2018 betrug der gebäuderelevante Endenergieverbrauch rund 2.983 PJ, eine
Senkung um 4.2 % gegenüber dem Vorjahr. Auch wenn der Endenergieverbrauch in den Jahren 2014 bis 2016 
jeweils leicht angestiegen ist, hat er sich seit dem Jahr 2008 insgesamt um 13,6 % verringert. Das bedeutet, dass 
der Endenergieverbrauch in diesem Zeitraum im Durchschnitt um rund 1,4 % pro Jahr gesunken ist (vgl. Ab-
bildung 4). 

Abbildung 4 

Reduktion des Gebäuderelevanten Endenergieverbrauchs (Wärmebedarf) 

in PJ
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Quelle: BMWi (2019) auf Basis AGEB 10/2019

2.1.7 Sanierung und Investitionen im Gebäudesektor 
Im Jahr 2018 wurden im Wohnungsbau Baugenehmigungen für die Sanierung bzw. die Errichtung von insge-
samt rund 340 Tsd. Wohneinheiten erteilt und rund 282 Tsd. Baufertigstellungen verzeichnet. Dies entspricht
bei konstanter Zahl der Genehmigungen einem Anstieg der Fertigstellungen um rund 1 % gegenüber dem Vor-
jahr. Unter den Genehmigungen machten Neuerrichtungen rund 302 Tsd., d. h. etwa 89 % der 340 Tsd.
Wohneinheiten aus. Im Jahr 2018 wurden dabei Neubauvorhaben mit rund 90 Tsd. Wohneinheiten über das 
Programm „Energieeffizient Bauen“ der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) im Rahmen des CO2-Gebäu-
desanierungsprogramms finanziell unterstützt. Das heißt, rund 30 % der 2017 genehmigten neuen Wohneinhei-
ten wurden vom Bund gefördert und damit nach höherem Energieeffizienzstandard errichtet, als die EnEV vor-
schreibt. Durch das KfW-Förderprogramm „Energieeffizient Sanieren“ wurde 2018 die Energieeffizienz von 
insgesamt rund 270 Tsd. Wohneinheiten erhöht. Energieeffizientes Bauen erschließt Potenziale für wirtschaft-
liche Lösungen. Im Bereich erneuerbare Energien zur Wärmeerzeugung wurde im Jahr 2018 im Rahmen des 
„Marktanreizprogramms für erneuerbare Energien im Wärmemarkt“ (MAP) der Einbau von rund 50.000 EE-
Heizungsanlagen, vorwiegend in Wohngebäuden, gefördert. Die eingesetzten Technologien basieren auf Solar-
thermie, Biomasse und Umweltwärme. Insgesamt betrug die Höhe der in 2018 ausgezahlten Investitionszu-
schüsse 182,2 Mio. Euro. Dies entspricht einem Rückgang gegenüber dem Vorjahr um 14 %. Das Investitions-
volumen dieser Maßnahmen lag bei rund 734 Mio. Euro.
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2.1.8 Erwarteter Anteil renovierter Gebäude – Perspektivische Einordnung
Um eine valide Aussage über den (erwarteten) Anteil der renovierten Gebäude für das Jahr 2020 treffen zu 
können, bedarf es zunächst einer statistisch abgesicherten und aufeinander abgestimmten Datenbasis zu Wohn- 
und Nichtwohngebäuden (vgl. Abschnitt 1.2.2). 
Im Rahmen der vorliegenden LTRS kann auf Grundlage der geschätzten Entwicklung der mittleren Sanierungs-
rate gemäß ESG zunächst nur eine grobe Einordnung zu den Sanierungstätigkeiten im Gebäudebereich erfolgen.
Im Rahmen der ESG wurde aufgezeigt, dass die mittlere Sanierungsrate von Wohngebäuden bis 2030 in allen
Szenarien kontinuierlich ansteigt. Ab 2030 liegt die Sanierungsrate (Vollsanierungs-Äquivalente) je nach ESG-
Szenarien bei Ein- und Zweifamilienhäusern (EZFH) bei rund 1,3 bis über 2 % und bei den Mehrfamilienhäu-
sern (MFH) bei etwa 1,5 bis über 2 %. Für Nichtwohngebäude wurden die gleichen Annahmen verwendet wie 
für die MFH. 
Da eine alleinige Ausweisung eines Anteils sanierter Gebäude die Frage aufwirft, inwieweit die Gesamtener-
gieeffizienz der Gebäude mit der Sanierung beeinflusst wurde, ist geplant, dass in der Fortschreibung der LTRS 
Informationen zum erwarteten Anteil sanierter Gebäude mit Informationen zur Sanierungseffizienz gekoppelt
werden. Nur die gemeinsame Berücksichtigung beider Kenngrößen wird dem Anspruch gerecht, sowohl die
Quantität der Sanierungen (Sanierungsrate) als auch deren energetische Qualität (Sanierungseffizienz) im Rah-
men einer Gesamtbetrachtung zu berücksichtigen.

2.1.9 Erwarteter Anteil renovierter Gebäude – Öffentliche Gebäude 
2.1.9.1 Gebäude der Zentralregierung 
Die Gebäude des Bundes müssen in den Bereichen Energieeffizienz, Klimaschutz und Nachhaltiges Bauen für 
den gesamten Gebäudebestand vorbildhaft sein und demonstrieren, dass klimapolitische Ziele im Einklang mit
Kosteneffizienz und Funktionalität von Baumaßnahmen umgesetzt werden können. Sie werden frühzeitig einen
den klimapolitischen Zielen gerechten Standard erhalten und innovative Technologien integrieren. Hierfür wer-
den Effizienzhausstandards für den Neubau und für Sanierungs- und Modernisierungsbauvorhaben des Bundes
nach dem Grundsatz der Sparsamkeit mit möglichst geringen Mitteln eingeführt. Für die Sanierung der vorhan-
denen Bestandsbauten des Bundes soll mindestens ein EH 55-Standard zu Grunde gelegt werden. Für Sonder-
bauten und Ausnahmetatbestände (Denkmalschutz etc.) erfolgt die Festlegung analoger Zielvorgaben. Die Maß-
nahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele im Bestand sollen vorzugsweise in engem Zusammenhang mit
ohnehin aus anderen Gründen anstehenden größeren Sanierungs- oder Ersatzbaumaßnahmen geplant und durch-
geführt werden (vgl. Abschnitt 1.4.1.8).

2.1.9.2 Gebäude der Bundesländer 
Sanierungsfahrpläne können wirksame Instrumente bei der Umsetzung eines energetischen Ertüchtigungskon-
zeptes für große Bestandsportfolios sein. Besonders dann, wenn die energetischen Zielvorgaben mit einer län-
gerfristig stabilen Investitionsplanung verknüpft werden, ergeben sich auch wirtschaftlich sinnvolle Lösungen
die eine Weiterentwicklung des Gebäudebestandes vor dem Hintergrund der immobilienwirtschaftlichen Nut-
zungsperspektive gewährleisten. Die Bundesregierung wird mit den Ländern gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz
§ 15 „Klimaneutrale Bundesverwaltung“ einen Erfahrungsaustausch durchführen. Dazu sollten auch die in den
Ländern bereits bestehenden Aktivitäten in eine Gesamtstrategie einfließen. Beispielsweise wurden bislang in 
Baden-Württemberg, Brandenburg und Hessen energetische Sanierungsfahrpläne für die Landesliegenschaften 
erstellt:
Der energetische Sanierungsfahrplan in Baden-Württemberg zielt auf die Einhaltung der Landes-Energieziele 
bis 2050 ab, d. h. 50-prozentige Reduzierung des Energieverbrauchs – 80 % Energie aus Erneuerbaren – 90 %
Treibhausgasreduzierung. Der Sanierungsfahrplan des Landes Brandenburg beinhaltet die Einhaltung der Lan-
des-Energiestrategie 2030 (23 % Endenergieeinsparung bis 2030). Das Land Hessen setzt mit dem Sanierungs-
fahrplan das Ziel einer klimaneutralen Landesverwaltung um.

2.1.9.3 Gebäude der Kommunen 
Es bestehen vielfältige Förderangebote für kommunale Akteure im Bereich Klimaschutz und Energieeffizienz
in Deutschland. Der Förderung durch den Bund kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative (NKI) des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
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(BMU) werden seit 2008 Klimaschutzprojekte insbesondere im kommunalen Umfeld gefördert. Des Weiteren
stehen den Kommunen BAFA- Förderangebote sowie kreditgestützte KfW-Förderangebote zur Verfügung.
Klimaschutz und Energieeffizienz gehören nicht zu den kommunalen Pflichtaufgaben und werden entsprechend
den kommunalen Ressourcen sehr unterschiedlich umgesetzt. Dennoch sind einige der 12.000 Städte und Ge-
meinden bereits auf einem sehr guten Weg, ihren Energieverbrauch gerade im Gebäudesektor zu senken. Zur
kommunalen Wirklichkeit gehört es aber auch, dass in der Regel kein oder nur geringes kommunales Budget
für die Umsetzung von Effizienz- und Klimaschutzmaßnahmen zur Verfügung steht. 
Kommunen kennen ihren Gebäudebestand in der Regel gut, haben aber häufig Schwierigkeiten, die Fülle der
Aufgaben mit dem vorhandenen Personal (insbesondere in den Bauämtern) umzusetzen. Energieeffizienzinves-
titionen werden in vielen Städten und Gemeinden aus der Notwendigkeit getroffen (etwa für dringende Instand-
setzung). Das vermeintliche Gebot der Wirtschaftlichkeit verhindert oftmals weitergehende Maßnahmen. Zu-
dem fehlt häufig noch ein systematischer Ansatz (zukunftsweisende Strategie). Kommunale Entscheidungspro-
zesse benötigen gerade bei größeren Maßnahmen Zeit und Raum für den fachlichen und politischen Austausch.
Nur wenn eine Kommune sich diesen Themen verschreibt und es einen politischen Willen in Stadtrat oder
Verwaltung gibt, dann findet in den Kommunen ein integriertes fachübergreifendes Handeln statt.
Einige Kommunen agieren als Vorreiter der Energiewende und haben bereits in der Vergangenheit eigene Ziele
und Standards definiert. So wurden in Frankfurt am Main „Leitlinien zum wirtschaftlichen Bauen“ entwickelt.
Der größere Anteil der Bautätigkeiten im kommunalen Bestand entfällt auf die Sanierung des eigenen Portfo-
lios. Daher ist die Festlegung eines Standards für Bestandsbauten ein besonderer Hebel. Ohne politischen Druck
sowohl bei Neubau oder Sanierung steht zu befürchten, dass nur diejenigen Kommunen, die sich ohnehin mit 
dem Thema beschäftigen bzw. eine solide Finanzlage aufweisen, entsprechend weiter mit gutem Vorbild vo-
rangehen.

2.2 Kosteneffiziente Konzepte für energetische Sanierungen und Auslösepunkte 
Die folgende tabellarische Zusammenfassung gibt einen Überblick über alle in den folgenden Kapiteln behan-
delten Instrumente und ordnet ihre Wirkung hinsichtlich des jeweiligen Renovierungsimpulses ein. Die Dar-
stellung zeigt, dass die verschiedenen Instrumente auf Bundesebene zahlreiche Themen adressieren und inei-
nandergreifen. Ebenfalls wird deutlich, dass die Instrumente in dem Dreiklang aus Fördern – Fordern – Infor-
mieren die Themen der langfristigen und strategischen Planung der energetischen Sanierung des nationalen
Gebäudebestandes zielgerichtet umsetzen.
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Steuerliche Förderung für
energetische 
Sanierungsmaßnahmen im

      

CO2-Gebäudesanierungsprogramm         

Marktanreizprogramm zur 
Förderung von Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im
Wärmemarkt (MAP)

       

Anreizprogramm Energieeffizienz 
(APEE)     

Förderprogramm
Heizungsoptimierung (HZO)       

Förderstrategie Energieeffizienz 
und erneuerbare Wärme      

Energetische Stadtsanierung       

Sicherstellung der
Nutzeranforderungen und der
effektiven Interaktion mit dem
Gebäude: Soziale Stadt 

  

Nationale Klimaschutzinitiative 
(NKI)    

7. Energieforschungsprogramm
(EFP)  

Programm Energiewendebauen 

Innovationsprogramm Zukunft Bau  

Förderprogramm
Wärmenetzsysteme 4.0    

Bundesförderung für das 
Pilotprogramm Einsparzähler    

Serielle Sanierung       

Initiative Energieeffizienz-
Netzwerke  

EnEV    
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Mietrecht  

Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen (1. 
BImSchV) 

 

Instrumente und Maßnahmen für
ineffiziente Gebäude: Nationales 
Effizienzlabel für 
Heizungsaltanlagen 

   

One-Stop-Shop und 
Förderwegweiser Energieeffizienz    

Kampagne „Deutschland macht’s 
effizient“    

Kampagne „Die Hauswende“   

Instrumente und Maßnahmen für
ineffiziente Gebäude: 
Energieausweis

   

Beratung zum Energiespar-
Contracting     

Energieberatung für
Nichtwohngebäude von 
Kommunen und gemeinnützigen 
Organisationen (EBK) 

        

Energieberatung im Mittelstand       

Energieberatung für Wohngebäude 
(Vor-Ort-Beratung, individueller
Sanierungsfahrplan)

       

Energieberatung der
Verbraucherzentralen        

Inspektionstool Klima- und 
Lüftungsanlagen        

Fachportal für energieeffizientes 
Bauen und Sanieren     

Qualifikation der Energieberater    

Qualitätssicherung in der 
geförderten Energieberatung  
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Qualitätssicherung Ausbildung 

Qualifikationsprüfung für
Energieberater  

Überbetriebliche berufliche 
Bildung im Handwerk 

Fortbildung zum/zur
Handwerksmeister/in 

Mittelstandsinitiative 
Energiewende und Klimaschutz – 
Förderung von Energie-Scouts 

 

Hilfsmittel für Energieberatung im
kommunalen NWG-Bereich  

2.2.1 Klimazonen 
Wegen des landesweit nahezu gleichmäßigen Klimas wird in Deutschland auf nach klimatischen Gesichtspunk-
ten unterschiedliche Betrachtungsweise von energetischen Sanierungsmaßnahmen verzichtet. Die nachfolgend
dargestellten Ansätze gelten unabhängig von der Lage der Gebäude.

2.2.2 Auslösetatbestände für kosteneffiziente Sanierungen 
Im bestehenden Ordnungsrahmen sind verschiedene Auslösepunkte verankert, an denen gezielt angesetzt wird,
um kosteneffiziente Sanierungsmaßnahmen umzusetzen.
Nach EnEV § 9 müssen beim Ersatz oder erstmaligen Einbau von Außenbauteilen im Wohn- und Nichtwohn-
gebäudebereich die in EnEV Anlage 3 festgelegten Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) 
erfüllt werden, sofern die Fläche des geänderten Bauteils größer als 10 % der gesamten jeweiligen Bauteilfläche
des Gebäudes ist. 
Nach EnEV § 9 kann bei Komplettsanierungen oder bei Durchführung von mehreren Einzelmaßnahmen alter-
nativ zum Bauteilnachweis der Gesamtnachweis anhand des Referenzgebäudeverfahrens geführt werden. Die 
Grenzwerte für den Primärenergiebedarf und den Wärmeverlust über die Gebäudehülle des sanierten Gebäudes
liegen bei maximal 140 % der Grenzwerte im Neubau.
Nach EnEV § 10 dürfen Heizkessel, die mit flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen beschickt werden, nach
einem Zeitraum von 30 Jahren nicht mehr betrieben werden. Ausgenommen von der Austauschpflicht sind 
Niedertemperatur-Heizkessel und Brennwertkessel. Bei selbstgenutzten Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei
Wohnungen, ist die Austauschpflicht erst im Falle eines Eigentümerwechsels zu erfüllen (siehe Auslösepunkt 
Eigentümerwechsel).
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Bei Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Wohnungen sind nach EnEV § 10 bei einem Eigentümerwechsel
folgende Nachrüstpflichten einzuhalten: 1) Heizkessel, die mit flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen be-
schickt werden, dürfen nach einem Zeitraum von 30 Jahren nicht mehr betrieben werden. 2) Bisher unge-
dämmte, zugängliche Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen von heizungstechnischen Anlagen sowie 
deren Armaturen, die sich nicht in beheizten Räumen befinden, sind gemäß den in EnEV Anlage 5 dargestellten 
Anforderungen zu dämmen. 3) Dämmung bisher ungedämmter zugänglicher Decken beheizter Räume zum un-
beheizten Dachraum, so dass der Wärmedurchgangskoeffizient der obersten Geschossdecke 0,24 W/(m²K) 
nicht überschreitet.
Tabelle 12 gibt einen Überblick über die Auslösepunkte und die daran angeknüpften Anforderungen.

Tabelle 12 

Übersicht Auslösepunkte und Anforderungen Kosteneffizienz der Maßnahme 

Auslösepunkte
Wohngebäude und Zonen von 

Nicht-wohngebäuden mit
Innentemperaturen von 

mindindestens 19 °C

Selbstgenutzte Wohngebäude 
mit nicht mehr als zwei 

Wohneinheiten nach 
Eigentümerwechsel 

Zonen von 
Nicht-wohngebäuden mit
Innentemperaturen von 

12 bis unter 19 °C 

Ersatz / erstmaliger Einbau von Außenwände: Außenwände: Außenwände:
Bauteilen Umax = 0,24 W/(m²K)

Fenster:
Umax = 1,3 W/(m²K)
Dachflächen: 
Umax = 0,24 W/(m²K)
Kellerdecke:
Umax = 0,30 W/(m²K)

Umax = 0,24 W/(m²K)
Fenster:
Umax = 1,3 W/(m²K)
Dachflächen: 
Umax = 0,24 W/(m²K)
Kellerdecke:
Umax = 0,30 W/(m²K)

Umax = 0,35 W/(m²K)
Fenster:
Umax = 1,9 W/(m²K)
Dachflächen: 
Umax = 0,35 W/(m²K)

Zum entsprechenden Zeitpunkt Austausch Heizkessel über
30 Jahre 

Austausch Heizkessel über 
30 Jahre 

Eigentümerwechsel Austausch Heizkessel über 30 
Jahre 
Dämmung Wärmever-teilung 
und Warm-wasserleitungen
Dämmung oberster
Geschossdecke

Komplettsanierung Anforderungen an 
Neubau x 1,87

Anforderungen an 
Neubau x 1,87

Anforderungen an 
Neubau x 1,87

2.3 Strategien und Maßnahmen für kosteneffiziente umfassende energetische Sanierungen 
2.3.1 Förderprogramme und Initiativen auf Bundesebene
Das folgende Kapitel präsentiert Förderprogramme und Initiativen des Bundes, die die notwendigen energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen im Gebäudesektor anreizen sollen. Dazu gehören auch die Beratungsangebote für
alle Energieverbraucher (private Haushalte, kleine und mittlere Unternehmen, Kommunen und gemeinnützige
Organisationen) im Vorfeld energetischer Maßnahmen, die eine effiziente und zielkonforme Sanierung der Ge-
bäude gewährleisten sollen. Mit Maßnahmen zur Qualitätssicherung bzw. durch die stichprobenweise Überprü-
fung geförderter Vorhaben soll eine hohe Qualität bei der Umsetzung der baulichen und anlagetechnischen 
Sanierungsmaßnahmen sichergestellt werden. Zudem minimiert die Einbindung nachweislich qualifizierter und
erfahrener Experten in die Antragstellung, Planung und Umsetzung die Gefahr von Fördermissbrauch und fach-
lichen Fehlern in der Planung und Umsetzung. Das ist besonders wichtig für die Akzeptanz energetischer Sa-
nierungsmaßnahmen bei künftigen potentiellen Förderkunden.
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ter Ziele und Inhalte angemessen berücksichtigen und eine ausgewogene Bewertung ökologischer, ökonomi-
scher, sozialer, funktionaler und technischer Aspekte bei gleichzeitiger Betrachtung der Qualität von Prozessen
der Planung, Realisierung und Bewirtschaftung ermöglichen.
Das Bundesministerium des Innern für Bau und Heimat (BMI) hat – vorrangig für die Belange des Bundesbaus
– gemeinsam mit der Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB) ein Bewertungssystem entwi-
ckelt und veröffentlicht. Das BMI wendet die BNB-Nutzungsprofile (Büro- und Verwaltungsgebäude, Unter-
richtsgebäude, Laborgebäude, Außenanlagen) für Baumaßnahmen in eigener Zuständigkeit an und stellt ent-
sprechende Zertifikate aus. Die Anwendung von Systemen zur Beschreibung und Bewertung der Nachhaltig-
keitsqualität von Gebäuden und baulichen Anlagen ist freiwillig. Zusätzlich zu dem BNB für öffentliche Bauten
stellt das BMI das „Bewertungssystem Nachhaltiger Kleinhausbau“ (BNK) für die Verwendung bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern sowie bei kleinen Mehrfamilienhäusern (bis 5 Wohneinheiten) zur Verfügung.
Das nominale Bauvolumen im Gebäudebestand erreicht 2017 einen Wert von 206 Mrd. Euro. Gegenüber 2012 
ist es damit um 11 % gestiegen. Im Wohnungsbau lag der Zuwachs bei 14 %. Im Nichtwohnungsbau legten die
Bestandsmaßnahmen lediglich um 6 % zu. Einen wesentlichen Anteil an der hohen Bedeutung der Bauleistun-
gen an bestehenden Gebäuden besitzen Maßnahmen zur energetischen Sanierung. In das Berechnungsschema
der Bauvolumensrechnung integriert, entfielen 2017 mehr als 62 Mrd. Euro auf solche Maßnahmen im Bestand.
Etwa 41 Mrd. Euro davon gingen in die energetische Sanierung von Wohngebäuden, rund 21 Mrd. Euro in die
von Nichtwohngebäuden ein. Die Entwicklungsdynamik im Bereich der energetischen Sanierung war im Zeit-
raum 2012 bis 2015 vergleichsweise schwach. In den beiden letzten Jahren allerdings legten die Investitionen
in die energetische Sanierung bei Wohn- und Nichtwohngebäuden wieder deutlich zu. 2017 lag das Sanierungs-
niveau rund 20 % über dem von 2015. (BBSR – Strukturdaten zur Produktion und Beschäftigung im Bauge-
werbe) 
Die Baufachstatistiken weisen zwischen 2012 und 2017 einen Beschäftigungsaufbau von über 12 % im Bauge-
werbe insgesamt aus. Im Jahr 2016 zählte das deutsche Baugewerbe rund 2,3 Mio. Erwerbstätige.

3 Öffentliche Anhörung und Monitoring 
3.1 Energiewendeplattform Gebäude  
Im Rahmen der am 3. Juli 2014 gegründeten Energiewende-Plattform Gebäude werden mit den Akteuren aus
Immobilienwirtschaft, Gewerbe, Industrie sowie der Verbraucherseite und der öffentlichen Hand die vielfälti-
gen Potenziale des Gebäudesektors für die Energiewendediskutiert. 
Im Plenum der Energiewende Plattform Gebäude kommen die relevanten Interessensgruppen aus Wirtschaft,
Zivilgesellschaft, Wissenschaft und den betroffenen Ressorts zusammen. Aufgrund der zahlreichen inhaltlichen
Schnittstellen zum Bauministerium gibt es einen gemeinsamen Ko-Vorsitz des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) und des Bundesministeriums des Inneren (BMI). Hier werden die gebäudebezoge-
nen Ergebnisse und Zwischenstände der Arbeitsgruppen der beiden Energiewende Plattformen Effizienz und 
Gebäude besprochen. Mit den Bundesländern finden parallele Gespräche statt.
Seit 2014 finden regelmäßige Sitzungen statt, die Einfluss auf viele Themen der Energiewende genommen ha-
ben, wie u. a. den Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE), die Energieeffizienzstrategie Gebäude
(ESG), das Grünbuch Energieeffizienz und den individuelle Sanierungsfahrplan (iSFP) sowie die Umsetzung 
der Förderstrategie des BMWi. 
Am 12. November 2019 fand die 10. Sitzung statt. Im Rahmen dieser Sitzung wurden u. a. der Entwurf der 
„Langfristigen Renovierungsstrategie“ nach Artikel 2a der Richtlinie 2018/844/EU vor ca. 100 Teilnehmern
angekündigt. Die Teilnehmer der Energiewendeplattform Gebäude haben den Entwurf der LTRS erhalten und 
wurden um schriftliche Stellungnahme gebeten. Damit hat Deutschland für den Konsultationsprozess der LTRS 
ein Format aus Gesprächen und der Möglichkeit von schriftlichen Kommentierungen gewählt. Die Ergebnisse
der öffentlichen Anhörung sind im Bericht zur öffentlichen Konsultation der langfristigen Renovierungsstrate-
gie zusammengefasst.

3.2 Dialogprozess „Roadmap Energieeffizienz 2050“ 
Zusätzlich gibt es ab 2020 den neuen Dialogprozess „Roadmap Energieeffizienz 2050“. Die Bundesregierung 
hat sich zum Ziel gesetzt, den Primärenergieverbrauch (PEV) bis 2050 gegenüber dem Basisjahr 2008 zu hal-
bieren. Zur Erreichung dieses Langfristzieles sind neue Lösungswege erforderlich. Die Bundesregierung wird 
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daher im Jahr 2020 unter breiter Beteiligung der betroffenen Branchen, von Verbrauchern, Vertretern der Zi-
vilgesellschaft sowie wissenschaftlicher Experten den Dialogprozess „Roadmap Energieeffizienz 2050“ starten.
Im Rahmen dieses Roadmap-Prozesses sollen sektorübergreifende Pfade zur Erreichung des Reduktionsziels
für 2050 diskutiert und Vorschläge für deren Umsetzung erarbeitet werden. Die Wirkung der identifizierten
Pfade auf verschiedene Akteursgruppen (u. a. Verbraucher, Versorger, Politik) soll dabei besondere Berück-
sichtigung finden. Als Ergebnis dieses Prozesses soll ein Abschlusspapier entstehen, das politische, ökonomi-
sche und rechtliche Herausforderungen sowie konkrete Handlungs- und Lösungsoptionen für die Erreichung
des 2050-Ziels aufzeigt. Der Dialogprozess hat auch zum Ziel, konkrete Energieeffizienzmaßnahmen konzep-
tionell zu entwickeln und Vorschläge zur Operationalisierung des Efficiency-first-Prinzips zu erarbeiten. Dabei
können die neuen Maßnahmen sowohl den Weg zur Zielerreichung für das Jahr 2030 als auch für die Zielerrei-
chung 2050 unterstützen. Die inhaltlichen Schwerpunkte des Roadmap-Prozesses werden unter Berücksichti-
gung der weiteren Fachdialoge festgelegt, die zur Umsetzung des Klimapakets oder für spezielle Teilaspekte
wie z. B. die Entwicklung einer Wasserstoffstrategie erforderlich sind.

3.3 Monitoring
Die Entwicklung der Energiewende wird fortlaufend durch den Monitoring Prozess „Energie der Zukunft" der 
Bundesregierung begleitet.
Aufgabe des Monitoring-Prozesses ist es, die verfügbaren energiestatistischen Informationen zu verdichten und
verständlich zu machen. Bereits realisierte Maßnahmen stehen in der Analyse, genauso wie die Frage, in wel-
chen Bereichen zukünftig Anstrengungen erforderlich sind.
Kernstück des Prozesses ist der jährliche Monitoring-Bericht, der jeweils für das Vorjahr einen faktenbasierten
Überblick gibt über den Fortschritt bei der Umsetzung der Energiewende.
Damit dient er auch der Erfüllung der Berichtspflichten der Bunderegierung nach den Vorgaben aus dem Ener-
giewirtschaftsgesetz und dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz.
Die zentrale Quelle des Monitoring-Berichtes ist die amtliche Energiestatistik, welche durch weitere Daten und 
Statistiken u. a. von der Bundesnetzagentur, dem Umweltbundesamt sowie der Arbeitsgemeinschaft "Energie-
bilanzen" ergänzt wird.
Der Monitoring-Bericht wird vom Bundeskabinett beschlossen und dem Deutschen Bundestag sowie dem Bun-
desrat zugeleitet.
Eine unabhängige Kommission begleitet den Prozess und nimmt auf wissenschaftlicher Basis zu den jeweiligen 
Monitoring-Berichten Stellung. Die Stellungnahmen der Experten-Kommission werden zusammen mit dem
Bericht der Bundesregierung veröffentlicht.
Im Rahmen des Monitoring-Berichts „Energie der Zukunft“ wird im Kapitel zum Gebäudebereich der Indikator 
Gesamtenergieeffizienz – numerisch über den nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauch (PEVn.E.) nach 
BMWi-Berechnung abgebildet (vgl. Abschnitte 1.1.1) – jährlich erfasst. 

3.3.1 Fortschrittsbericht zur Energiewende 

Alle drei Jahre wird statt des Monitoring-Berichts der ausführlichere Fortschrittsbericht zur Energiewende vor-
gelegt. Am 6. Juni 2019 hat die Bundesregierung den zweiten Fortschrittsbericht veröffentlicht.
Der Fortschrittsbericht bietet eine umfassendere Beobachtung der Energiewende und ermöglicht tiefere Analy-
sen über einen längeren Zeitraum, die verlässliche Trends erkennbar machen. Er richtet den Blick auch in die
Zukunft – mit einer Einschätzung, ob und inwieweit die Ziele des Energiekonzepts mittel- bis langfristig erreicht
werden und welche neuen Maßnahmen ergriffen werden müssen.  

4 Maßnahmen und Mechanismen zur Unterstützung der Mobilisierung von Investitionen 
im Gebäudebereich 

4.1 CO2-Gebäudesanierungsprogramm und MAP des Bundes; „Green Bonds“ der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW)

Im Rahmen der etablierten Förderprogramme „CO2-Gebäudesanierungsprogramm“ und MAP (vgl. 2.3.2.2 und
2.3.2.3) mobilisiert das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch die Vergabe von zinsverbilligten
Kredite in Verbindung mit Tilgungszuschüssen und Investitionszuschüssen privates Kapital für Investitionen in
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Energieeffizienz und Erneuerbare Energien im Gebäudesektor. Im Rahmen des CO2-Gebäudesanierungspro-
gramms wurden seit dem Jahr 2006 insgesamt rund 385 Mrd. Euro an privaten Investitionen generiert, im MAP 
seit 2000 mehr als 20 Mrd. Euro. Bestehende Markthemmnisse und Wirtschaftlichkeitslücken im Bereich ener-
getischer Gebäudesanierungen und energetisch hocheffizienter Neubauten können damit wirkungsvoll über-
wunden werden; zugleich werden Arbeitsplätze insbesondere im mittelständischen Handwerk gesichert. Mit 
der Überführung der bestehenden Programme in die neue „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ (BEG) als
Teil der Förderstrategie „Energieeffizienz und Wärme aus Erneuerbaren Energien“ (2.3.2.4) sollen private In-
vestitionen noch zielgerichteter in Maßnahmen zur Verbesserung der Gebäudeeffizienz und des Einsatzes Er-
neuerbare Energien bei der Wärme- und Kälteversorgung gelenkt werden.
Zur Refinanzierung der an die Fördernehmer ausgereichten Darlehen im Rahmen des CO2-Gebäudesanierungs-
programms hat die KfW für Teilbereiche des Programms („Energieeffizient Bauen“) im Jahr 2019 erstmals 
sogenannte „Green Bonds“, d. h. nachhaltige Anleihen emittiert.

4.2 Initiative Energieeffizienz-Netzwerke
Im Dezember 2014 hat die Bundesregierung gemeinsam mit 22 Wirtschaftsverbänden die Initiative Energieef-
fizienz-Netzwerke (IEEN) ins Leben gerufen. Ziel der IEEN ist es bis 2020 insgesamt 500 neue Energieeffizi-
enz-Netzwerke zu initiieren. Die Initiative soll mit einer Einsparung von 5 Mio. t CO2 einen spürbaren Beitrag 
für die Erreichung der Klimaschutzziele leisten. Die Initiative unterstützt Unternehmen dabei, sich eigenverant-
wortlich Ziele zu setzen um Energie effizienter zu nutzen. Im Rahmen der IEEN schließen sich mindestens fünf 
Unternehmen über einen festgelegten Zeitraum zu einem Netzwerk zusammen, setzen sich ein gemeinsames 
Energieeinsparziel und tauschen sich zur Umsetzung entsprechender Effizienzmaßnahmen aus. Die gegensei-
tige Motivation und der moderierte Erfahrungsaustausch zwischen den Unternehmen tragen zum Erfolg der
Netzwerkarbeit bei. So können Unternehmen in den Netzwerken das notwendige fachliche und organisatorische
Wissen erwerben, um deutliche Fortschritte bei der Effizienz zu erzielen. Seit Start der Initiative wurden über
270 Netzwerke mit über 2.400 teilnehmenden Unternehmen registriert. Eine Fortführung der Initiative über
2020 hinaus wird angestrebt.

4.3 Kampagne „Deutschland macht’s effizient“ 
Im Mai 2016 startete das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die bundesweite Informationsoffensive
„Deutschland macht’s effizient“. Die Kampagne informiert, sensibilisiert und motiviert zum Mitmachen, weil
die Botschaft, dass Energieeffizienz nicht Verzicht bedeutet, sondern in vielen Bereichen einen Mehrwert
schafft, bei den Zielgruppen noch stärker verankert werden muss. Die Kampagne bietet umfassende und über-
sichtlich dargestellte Informationen über Beratungsangebote und Förderprogramme des Bundes und der Länder
rund um Energieeffizienzmaßnahmen für Hauseigentümer, Privathaushalte, Unternehmen und Kommunen. Die
Offensive wird von verschiedenen öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen getragen. Das sind Infoflyer und Bro-
schüren, eine Webseite mit umfassenden Informationen und Beratungsangeboten, Anzeigen und Plakate. Zu-
sätzlich werden Multiplikatoren mit ins Boot geholt: Expertinnen und Experten aus Verbänden, aus Handwerks-
betrieben und aus Gewerkschaften, die über einen großen Erfahrungsschatz verfügen und als „Botschafter der 
Energieeffizienz“ private Haushalte, Unternehmen und Kommunen direkt ansprechen. Sie können außerdem
das Logo der Informationsoffensive in ihrer Öffentlichkeitsarbeit nutzen und Flyer, Plakate und andere Ele-
mente verwenden.

4.4 Förderung von Beratungen zum Energiespar-Contracting im Rahmen des EBK 
Im Rahmen des Beratungsprogramms „Energieberatung für Nichtwohngebäude von Kommunen/gemeinnützi-
gen Organisationen“ wird unter anderem für Kommunen und gemeinnützige Organisationen ein „Contracting-
Check“ mitgefördert (mit bis zu 80 % des Nettoberatungshonorars, maximal 2.000 Euro). Hierbei wird von 
einem qualifizierten Energieberater geprüft, ob und wie sich die in einem vorherigen (ebenfalls geförderten)
Energieaudit bzw. einer Energieberatung (Sanierungsfahrplan) vorgeschlagenen Maßnahmen durch ein geeig-
netes Contracting-Modell umsetzen lassen. Die Kommunen sollen so auf die oftmals wenig bekannten Mög-
lichkeiten verschiedener Contracting-Modelle aufmerksam gemacht werden, um so eine größere Verbreitung 
insbesondere des Energiespar-Contracting zu fördern. Eine Weiterentwicklung der Contracting-Förderung wird 
derzeit geprüft.
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4.5 Information über bestehende Contracting-Musterverträge
Die Bundesstelle für Energieeffizienz bietet auf ihrer Internetseite Informationen zu kostenfrei verfügbaren
Contracting-Musterverträgen und Leitfäden zum Energiespar-Contracting. Hierunter befinden sich auch Ange-
bote speziell für öffentliche Liegenschaften oder Kommunen.

Bund-Länder-Dialog Energiespar-Contracting 
Im Rahmen des Projekts wird eine Plattform zum intensiven Austausch zum Energiespar-Contracting zwischen
Vertretern aus Bund und Ländern geboten. Das Projekt zielt darauf, Hemmnisse zur Umsetzung von Energie-
spar-Contracting zu beseitigen und regionale Kompetenzen in diesem Bereich aufzubauen. Dazu werden jähr-
liche Plenumstreffen und Workshops sowie ein Mentoring-Programm und der Austausch von „Best-Practices“
angeboten. Auch wird der Aufbau von regionalen Kompetenzzentren unterstützt.

Modellprojekte Contracting 
Im Rahmen des o. g. Bund-Länder-Dialogs Energiespar-Contracting (ESC) wird außerdem die konkrete Um-
setzung von ca. 10–15 ambitionierten Energiespar-Contracting-Modellprojekten in repräsentativen Liegen-
schaften in Kommunen und auf Landesebene gefördert, die vorbildhaft das Potenzial von Contracting aufzeigen 
und so die Etablierung eines funktionierenden ESC-Markts in Deutschland anstoßen sollen. Die Modellprojekte
sollen zudem zur Schulung von Schlüsselakteuren und zur Entwicklung von Standards und Leitlinien für ähn-
liche Projekte und ggf. zukünftige Förderprogramme genutzt werden. 

4.6 Verpflichtende Energieaudits für Nicht-KMU 
Gemäß Artikel 8 der Europäischen Effizienzrichtlinie besteht in Deutschland für Nicht-KMU die Verpflichtung
zur Durchführung von Energieaudits nach DIN 16247-1. Alternativ können die Unternehmen ein Energiema-
nagementsystem oder ein Umweltmanagementsystem einführen. Mit der im November 2019 in Kraft getretenen
Novellierung wird eine verpflichtende Online-Meldung sowie eine Fortbildungspflicht für Energieauditoren 
und weitere Maßnahmen zur Anhebung der Energieauditqualität umgesetzt. Über die Online-Meldung erhalten
Unternehmen in Zukunft Hinweise zu passenden Förderprogrammen, Kampagnen wie den Energieeffizienz-
Netzwerken und branchenspezifische Best-Practice Beispiele. Dies soll zu einer Erhöhung der Akzeptanz und
Wirksamkeit der Energieaudit-Pflicht beitragen.

4.7 Sanierungskonfigurator
Mit dem 2012 gestarteten Serviceangebot „Sanierungskonfigurator“ (https://www.sanierungskonfigura-
tor.de/start.php) können sich Gebäudeeigentümer und Mieter auf einer speziell dafür eingerichteten Internetseite
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie über mögliche Sanierungsmaßnahmen an ihrem Gebäude,
deren Kosten- und Einsparpotenziale sowie staatliche Förderprogramme informieren. Die technischen Sachver-
halte werden nutzerfreundlich aufbereitet und auf eine moderne, ansprechende und motivierende Art visualisiert
und dargestellt. Das zu sanierende Gebäude ist hinsichtlich seiner Parameter (Größe, Grundriss, Baujahr usw.)
frei konfigurierbar. Jährlich werden rund 24.000 Berechnungen mit dem Sanierungskonfigurator durchgeführt. 

4.8 Serielle Sanierung 
Die energetische Sanierung basiert bisher auf einem sehr hohen Anteil handwerklicher Arbeit auf der Baustelle.
Durch die Komplexität des etablierten Bauprozesses ist selbst bei kleinen Gebäuden kaum eine Kostensicherheit
zu Beginn der Maßnahmen gegeben. In Summe bedeuten diese Aspekte ein erhebliches Hindernis für die
schnellere energetische Sanierung des Gebäudebestands.
Um diese Punkte aufzulösen, mit den relevanten Akteuren gemeinsam den Markt für hocheffiziente, innovative
Komplettsanierungen zu bereiten und damit die Sanierung zum klimaneutralen Gebäudebestand weiter anzu-
treiben, startet die Deutsche Energieagentur (dena) gemeinsam mit der Bauindustrie und der Immobilienwirt-
schaft durch Förderung des BMWi und unter Einbindung der holländischen Initiative „Energiesprong“ das Pro-
jekt „Serielle Sanierung von Mehrfamilienhäusern“.
Eine industrielle Fertigung ist grundsätzlich für viele Gebäudetypen denkbar. Für die nächsten drei Jahre wird
der Fokus jedoch auf den Bestand von Wohnungsunternehmen (meist Mehrfamilienhäuser) gerichtet sein, da
bei ihnen nur eine relativ kleine Zahl von Entscheidern über die Sanierung einer sehr großen Zahl von Gebäuden
befinden kann. Eine große Zahl von Sanierungsobjekten ist Voraussetzung, um eine ausreichende Nachfrage

https://www.sanierungskonfigura
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für industriell vorgefertigte Fassaden- und Dachmodule sowie notwendige Technologie zu erzeugen, die wie-
derum die serielle Sanierung preislich wettbewerbsfähig mit konventioneller energetischer Sanierung macht.
Die in serieller Fertigungsweise sanierten Gebäude heben sich durch perspektivisch niedrigere Kosten, eine 
kurze Sanierungsdauer (wenige Wochen), ansprechendes Design und eine Funktions- und Einspar-Garantie
grundlegend von bisherigen Sanierungsangeboten ab.
Ziel des Projektes ist es, innovative Wohnungsgesellschaften mit smarten Bauunternehmen zu verbinden, Quar-
tiere zu transformieren und die Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner zu verbessern. 
Während der Projektlaufzeit 2017 bis 2019 werden in engem Austausch mit Wohnungswirtschaft und Bauin-
dustrie Markthemmnisse beseitigt und Vertrauen zwischen den Akteuren aufgebaut. Angestrebt ist die gemein-
same Entwicklung von Prototypen, die aufzeigen sollen, welche seriellen Sanierungslösungen sich in Deutsch-
land umsetzen lassen.
Derzeit werden in Deutschland erste Prototypen umgesetzt. Das Projekt „Serielle Sanierung von Mehrfamilien-
häusern“ soll über das Jahr 2019 hinaus fortgesetzt und weitere Gebäudetypen einbezogen werden.

4.9 One-Stop-Shop und Förderwegweiser Energieeffizienz  
Potenzielle Fördernehmer sind häufig nicht ausreichend über bestehende Förderangebote zur Steigerung der 
Energieeffizienz und Nutzung erneuerbarer Energien für Wärme in Gebäuden, industriellen Prozessen und An-
lagen informiert, und bestehende Informationen sowie die Antragsstellung werden aus Kundensicht als zu kom-
plex wahrgenommen.
Als Konsequenz aus dieser Erkenntnis wurde in Kooperation mit den Programmdurchführern BAFA und KfW 
das Onlinetool „Förderwegweiser Energieeffizienz “ konzipiert, der potenzielle Fördernehmer aller Zielgruppen
(Privatpersonen, Unternehmen, kommunale und gemeinnützige Einrichtungen) durch ein komprimiertes 
Frage/Antwort-Schema auf einfachem Weg zum aus Kundensicht richtigen Förderprogramm leitet. Seit dem
24.01.2020 steht der „Förderwegweiser Energieeffizienz“ auf www.machts-effizient.de/foerderwegweiser so-
wie auf KfW.de und BAFA.de zur Verfügung. 
Der Förderwegweiser Energieeffizienz ist darüber hinaus ein wichtiger Baustein des geplanten digitalen „One-
Stop-Shop“-Angebots, das Adressaten nicht nur auf das jeweils passende Förderprogramm aufmerksam machen 
soll, sondern sie perspektivisch auch direkt durch die komplette Antragsstellung führt. 

4.10 Projekt ACE – Asset Class Energieeffizienz 
Seit Anfang September 2017 erarbeitet die Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA) ge-
meinsam mit dem Institut für Energieeffizienz in der Produktion (EEP) der Universität Stuttgart und der Deut-
schen Unternehmensinitiative Energieeffizienz (DENEFF) Standardisierungs- und Bündelungsansätze für
Energieeffizienzmaßnahmen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) fördert das Projekt 
über eine Laufzeit von 18 Monaten (September 2017 – Februar 2019). 
Neben der Schwierigkeit der korrekten Risikoeinschätzung und -Minimierung, liegt die zentrale Herausforde-
rung vor allem in der Kleinteiligkeit von Energieeffizienzprojekten und den damit in Verbindung stehenden 
geringen Projektvolumina (hohe Risiko- und Transaktionskosten). Zusammen mit Stakeholdern wurden hierfür 
innovative Lösungsansätze in Form von drei auf die Bedürfnisse von Finanzierern zugeschnittenen Produkten
entwickelt.

www.machts-effizient.de/foerderwegweiser
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Anlage 

Bericht zur öffentlichen Konsultation der langfristigen 
Renovierungsstrategie der Bundesregierung 

Gemäß Artikel 2a der Richtlinie 2018/844/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamte-
nergieeffizienz von Gebäuden (Energy performance of buildings directive,
EPBD 2018)
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Einleitung 
Die nationale Konsultation des Entwurfs der langfristigen Renovierungsstrategie 
der Bundesregierung (Long Term Renovation Strategy, LTRS) gemäß Richtlinie
2018/844/EU zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergie-
effizienz von Gebäuden (Energy performance of buildings directive 2018, EPBD
2018) erfolgte schriftlich im Zeitraum vom 07.05. bis 20.05.2020 auf Grundlage 
des Entwurfs der LTRS vom 07.05.2020 und eines Konsultationsbogens, der in 
die Kapitel der LTRS gegliedert war.
Die Ergebnisse der öffentlichen Konsultation werden gemäß Artikel 2a der EPBD
(2018) im folgenden Bericht dargestellt. Die Zusammenfassung der Stellungnah-
men wird im Bericht unkommentiert wiedergegeben. Der LTRS ist zu entnehmen,
inwieweit diese berücksichtigt wurden. 
Insgesamt sind im Rahmen der Konsultation 53 Stellungnahmen eingegangen. 
Davon sind 42 Stellungnahmen von Verbänden, 2 von Unternehmen, 2 aus der
Forschung und 7 seitens der Bundesländer eingegangen. 

Hinweis: 

Der Konsultationsbogen beinhaltete keine Fragen zu Kapitel 3 „Öffentliche 
Anhörung und Monitoring“. Im Folgenden existiert zu Kapitel 3 daher keine 
Zusammenfassung. 
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Zur besseren Nachvollziehbarkeit der Auswertung der Online-Konsultation wird folgende Sprachregelung und 
Abkürzungen verwendet: 

Tabelle 1 – Verwendete Sprachregelung zur Anzahl der Rückmeldungen  

Anzahl Rückmeldungen Sprachregelung 

1 ein/eine Akteur 

2 bis 4  einige Akteure  

5 bis 14 viele Akteure 

ab 15 sehr viele Akteure 
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Tabelle 2 – Teilnehmende Institutionen

An der Konsultation haben folgende Akteure bzw. Institutionen und Organisationen teilgenommen4: 

Institution Abkürzung Teilnehmergruppe 

Buildings Performance Institute Europe  BPIE Forschung

Bundesindustrieverband Technische Gebäudeausrüstung e. V. BTGA Verband 

Bundesverband der Deutschen Heizungsindustrie e. V. BDH Verband 

Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 5 BDI Verband 

Bundesverband der Deutschen Ziegelindustrie e. V. ZIEGEL Verband 

Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. BDEW Verband 

Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V.  

GdW Verband 

Bundesverband energieeffiziente Gebäudehülle e. V. 6 BuVEG Verband 

Bundesverband Erneuerbare Energie e. V.  BEE Verband 

Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen 
e. V.

BFW Verband 

Bundesverband Kalksandsteinindustrie e. V. BVKSI Verband 

Bundesverband mittelständischer Mineralölunternehmen e. V. UNITI Verband 

Bundesverband Neue Energiewirtschaft e. V.  bne Verband 

Bundesverband Wärmepumpe e. V. BWP Verband 

DAIKIN Airconditioning GmbH DAIKIN Unternehmen

Deutsche Gesellschaft für Mauerwerks und Wohnungsbau e. V.  DGfM Verband 

Deutsche Säge- und Holzindustrie Bundesverband e. V. DeSH Verband 

Deutsche Umwelthilfe e. V. DUH Verband 

Deutsche Unternehmensinitiative Energieeffizienz e. V. DENEFF Verband 

Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V DVGW Verband 

Deutsches Energieberater-Netzwerk e. V. DEN Verband 

Energieberaterverband GIH GIH Verband 

Fachverband Mineralwolleindustrie e. V. FMI Verband 

geea – Allianz für Gebäude-Energieeffizienz geea Verband 

Hauptverband der Deutschen Bauindustrie  Bauindustrie Verband 

Haus & Grund Deutschland H&G Verband 

Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt  IGBau Verband 

4 Drei Verbände haben einer Veröffentlichung der Stellungnahme nicht zugestimmt und werden nicht namentlich auflistet.
5 Gemeinsame Stellungnahme mit ZVEI
6 Gemeinsame Stellungnahme mit FMI 
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Institution Abkürzung Teilnehmergruppe 

Institut Wohnen und Umwelt GmbH IWU Forschung

NABU Bundesgeschäftsstelle NABU Verband 

re!source Stiftung e. V. re!source Verband 

Repräsentanz Transparente Gebäudehülle RTG Verband 

Vaillant GmbH Vaillant Unternehmen

VDMA – Forum Gebäudetechnik VDMA Verband 

Verband für Wärmelieferung e. V. VfW Verband 

Verband kommunaler Unternehmen e. V. VKU Verband 

Verband Privater Bauherren e. V. VPB Verband 

Verbraucherzentrale Bundesverband vzbv Verband 

Zentraler Immobilien Ausschuss e. V. ZIA Verband 

Zentralverband der Deutschen Elektro- und 
Informationstechnischen Handwerke 

ZVEH Verband 

Zentralverband des Deutschen Baugewerbes ZDB Verband 

Zentralverband des Deutschen Handwerks ZDH Verband 

Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e. V. ZVEI Verband 

Zentralverband Sanitär Heizung Klima ZVSHK Verband 

Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie 

Bayern Bundesland

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-
Württemberg

Baden-Württemberg Bundesland

Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen 

Hamburg Bundesland

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Wohnen 

Hessen Bundesland

Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 
Energie des Landes Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen Bundesland

Sächsisches Staatsministerium der Finanzen Sachsen Bundesland

Abteilung Bauen und Wohnen des Ministeriums für Inneres,
ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes 
Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein Bundesland

Im Folgenden werden die wesentlichen Punkte aus den Stellungnahmen der öffentlichen Konsultation der LTRS
der Bundesregierung zusammengefasst. Aufgrund des zusammenfassenden Charakters dieses Berichtes wird
regelmäßig auf das Widergeben von Einzelmeinungen in inhaltlicher Detailtiefe verzichtet. Hierzu sei auf die
übermittelten Konsultationsberichte der einzelnen Akteure verwiesen, die – sofern von den Akteuren zuge-
stimmt – im Internet veröffentlicht sind.
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Allgemein

1. Wie bewerten Sie den Zielbeitrag der deutschen langfristigen Renovierungsstrategie (LTRS) zur im 
Rahmen des europäischen Green Deal angekündigten EU „Renovierungswelle“? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 40

Bundesländer 6

Gesamtzahl 46 

Viele Akteure bewerten den Entwurf der LTRS und dessen Beitrag als unzureichend (DAIKIN, FMI, BUVEG, 
BPIE, DENEFF, RTG, BEE, ZIA, DUH, NABU, DVGW, vzbv). Der Entwurf der LTRS wird als ein grund-
sätzlich willkommener Ansatz anerkannt, allerdings stelle er größtenteils den Status Quo dar und schöpfe damit
nicht die vorhandenen Potenziale aus (FMI, BUVEG, VKU, ZVEH, DAIKIN, RTG, BEE, DUH, DESH,
NABU, ZIEGEL, DGFM). Es werden zahlreiche Änderungsvorschläge benannt. So bedarf es vor allem einer 
langfristigen Strategie, die durch konkrete Maßnahmen, Indikatoren und Meilensteine flankiert ist, um das Ziel 
der Treibhausgasneutralität bis 2050 zu erreichen (VfW, BPIE, BDI, ZVEI, DAIKIN, DENEFF, RTG, BEE, 
DUH, NABU, vzbv). Ein Monitoring der Maßnahmen sei zudem notwendig, um deren Wirksamkeit umfassend
evaluieren zu können (DAIKIN, RTG, NABU). Die aktuell beschriebenen Maßnahmen seien, insbesondere vor
dem Hintergrund möglicher Verschärfungen im Rahmen des EU Green Deals, größtenteils ungenügend (BPIE,
FMI, Bauindustrie, VDMA, BuVEG, VfW, N.N., BDI, ZVEI, DENEFF, ZIA, DUH, NABU).  
Die Bundesländer bewerten den Zielbeitrag der LTRS unterschiedlich. So schätzen Bayern und Schleswig-
Holstein das Ziel als kompatibel mit den EU-Zielen ein. Nordrhein-Westfalen begrüßt den Mix aus Maßnahmen
grundsätzlich, merkt aber an, dass eine langfristige Perspektive fehlt. Auch Bayern mahnt, dass die Zielerrei-
chung ungewiss sei, da die Maßnahmen für die Periode nach 2030 noch nicht feststehen. Hessen bemängelt,
dass der Zielwert von 55 % lediglich das Mittel der EU widerspiegelt. Gemessen an Deutschlands Wirtschafts-
kraft pro Kopf müssten bis 2030 in Deutschland 70 % der THG-Emissionen eingespart werden (Hessen). Des
Weiteren kritisiert Baden-Württemberg, dass die gegebene Beschreibung lediglich aktuelle Maßnahmen wie-
dergibt, die zu einer Verfehlung der 2030-Ziele führen würden. Zuletzt gibt Hamburg an, dass die LTRS mit 
der bisherigen Planung des Landes grundsätzlich in Einklang stehe. Es bestehe aber der Wunsch nach einer 
weiteren Konkretisierung der inhaltlichen Entwicklung (Hamburg).
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Kapitel 1: Entwicklung des Fahrplans  

2. Wie bewerten Sie die Wahl der Indikatoren? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 43

Bundesländer 6

Gesamtzahl 49 

Die Indikatorenwahl insgesamt sowie der Hauptindikator Gesamtenergieeffizienz werden als tendenziell rich-
tiger Ansatz bewertet (Bauindustrie, BTGA, BPIE, ZVEH, BDI, ZVEI, RTG, UNITI, NABU, BDH, ZIEGEL-
INDUSTRIE, VKU, GEEA, ZDH, ZIA, GIH, ZDB, BDEW, ZVSHK). Allerdings bestehen Änderungswünsche 
bei der weiteren Ausgestaltung der Indikatorenwahl. So könnten bspw. die Sanierungsquote und die Renovie-
rungsrate/-tiefe, aber auch Indikatoren zu den THG-Emissionen der Gebäude, dem Anteil erneuerbarer Ener-
gien, der Sektorkopplung etc. aufgenommen werden (Vaillant, IWU, VDMA, BTGA, N.N., BDI, ZVEI, 
DAIKIN, BEE, ZIA, DEN, DGVW, BWP). Die allgemeine Datenbasis für den Gebäudebereich sollte zügig
optimiert werden (IWU, BDEW, geea). Hierbei werden die Energieausweise als Informationsgrundlage z. T.
kritisch betrachtet. Als Lösung wird vorgeschlagen, sich z. B. auf Bedarfsausweise alleine zu fokussieren oder
eine anderweitige Vereinheitlichung zu realisieren (Vaillant, BEWS, BPIE, GDW, RTG, GIH).  
Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen halten den Indikator der Gesamtenergieeffizienz für grundsätzlich 
geeignet. Schleswig-Holstein stimmt dem zu, sofern die Datenbasis valide ist und die Datenerhebung mit den
Bundesländern abgestimmt wird. Baden-Württemberg bewertet den Indikator der Gesamtenergieeffizienz als
fragwürdig. Hessen wünscht sich neben Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Hamburg grundsätzlich 
die Aufnahme weiterer Indikatoren, um u. a. die Klimawirkung in Zukunft besser abbilden zu können. Dazu 
wird z. B. ein Indikator für THG-Emissionen vorgeschlagen (Baden-Württemberg, Hamburg). Nordrhein-West-
falen weist darauf hin, dass das Quellprinzip nicht geeignet ist, um umfassend die auf den Gebäudesektor ent-
fallenden THG-Emissionen zu bewerten. Zuletzt seien Indikatoren für die Sanierungsrate und -tiefe unerlässlich
(Baden-Württemberg, Hessen). 
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3. Wie bewerten Sie die indikativen Meilensteine? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 38

Bundesländer 6

Gesamtzahl 44 

Der indikative Meilenstein für 2030 wird sehr unterschiedlich bewertet, so wird er zum Teil als angemessen,
aber zum Teil auch als (sehr) ambitioniert oder auch als nicht ambitioniert genug wahrgenommen. Die Meilen-
steine für 2040 und 2050 werden allerdings von vielen Akteuren als unzureichend kritisiert. Hier besteht der 
Wunsch nach genaueren Kriterien sowie konkreten Richtwerten anstatt einer qualitativen Beschreibung (FMI, 
BTGA, BuVEG, N.N., BPIE, BDI, ZVEI, DAIKIN, DENEFF, BEE, Bauindustrie, ZIA, DUH, NABU, BWP, 
BWF). Es wird vorgeschlagen, die indikativen Meilensteine – in Anlehnung an die Antworten auf Frage 2 – mit 
verschiedenen quantitativen Indikatoren zu koppeln (BPIE, DENEFF, RTG, BWP, BFW).  
Nordrhein-Westfalen begrüßt den indikativen Meilenstein für 2030. Auch Schleswig-Holstein bewertet es als
angemessen, die messbaren Meilensteine zunächst nur bis 2030 anzugeben. Baden-Württemberg kritisiert hin-
gegen, dass die Meilensteine für 2040 und 2050 fehlen. Hamburg wünscht sich für die indikativen Meilensteine
– in Anlehnung an Frage 2 –, dass auch die THG-Emissionen berücksichtigt werden. Hessen regt an, das Prinzip
„Efficiency First“ durch die Meilensteine messbar und damit überprüfbar zu machen. Bayern weist darauf hin,
dass die Aussagekraft des nicht erneuerbaren Primärenergieverbrauchs dadurch gemindert sei, dass ein wesent-
licher Teil der scheinbaren Verbesserung aus der Stilllegung der Kernkraftwerke (mit hohem Primärenergie-
faktor) und der Auswirkung auf den Stromkennwert herrührt.
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4. Wie bewerten Sie die Darstellung der Potenziale und Restriktionen für…  

4a) … die Energieeffizienz? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 40

Bundesländer 5

Gesamtzahl 45 

Sehr viele Akteure bewerten die Darstellungen positiv; der Ansatz „Efficiency First“ wird begrüßt, wenngleich
einige Akteure ihn als nicht erfüllt ansehen. Von vielen Akteuren wird angemerkt, dass bei den aufgeführten
Hemmnissen weder deren Breite noch Tiefe zufriedenstellend beschrieben sei (VPB, VDMA, VfW, GdP, BDI, 
ZIA, DVGW). Auch müsse der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit stärker in den Fokus der Ausführungen gestellt
werden (ZDB, BFW, DUH, FMI). Viele Akteure sehen das Fördervolumen und die -anreize als unzureichend 
an (FMI, BuVEG, N.N., DEN). Auch sei das Vermieter-Mieter-Dilemma nicht vollumfänglich berücksichtigt 
(Vaillant, BTGA, BDI, DAKIN, H&G). Einige Akteure bemängeln, dass die notwendigen Voraussetzungen 
nicht erschöpfend beschrieben seien (BDI, DENEFF, DUH). Es wird kritisiert, dass Fragen von Nachhaltigkeit,
Lebenszyklusanalyse und Energiebilanz von Baumaterialien unbeachtet bleiben (NABU, N.N., ZIA). Für einige 
Akteure sollten standardisierte Bauweisen und deren Potenziale zusätzlich beachtet werden (N.N., DEN). Zwi-
schen Neubau und Bestand solle deutlicher differenziert werden, Quartierlösungen müssten verstärkt beachtet 
werden (BDEW, ZIA). Es fehle die Berücksichtigung des Einflusses der zukünftigen Veränderungen bei Effi-
zienzgewinnen sowie der Strompreisentwicklung (ZDH, Vaillant). Technologien, wie synthetische (grüne) gas-
förmige und flüssige Energieträger oder Wärmenetze sollten ebenso integriert werden, wie auch Gesichtspunkte 
der Warmwassernutzung (BDEW, GdW). Neben wirtschaftlichen Fragen müssten auch technische und soziale 
Aspekte stärker berücksichtigt werden (BDEW, GdW). Einige Akteure halten die Darstellung für nicht konsis-
tent mit dem Ansatz „Efficiency First“ oder unvollständig; viele Akteure fordern eine detaillierte und differen-
zierte Beschreibung der Strategie, die auch die Ziele eindeutiger formuliert (FMI, Bauindustrie, VDMA, 
BuVEG, VfW, RTG, BEE, DUH).
Nordrhein-Westfalen begrüßt die Effizienzmaßnahmen. Bayern sieht die beschriebenen technischen Potenziale
als zu konservativ an. Hessen wendet ein, dass Grenzen und Potenziale zu wenig differenziert dargestellt wer-
den; außerdem müsse der volkswirtschaftliche Nutzen stärkere stärker berücksichtigt werden. Zudem führe das 
Vermieter-Mieter-Dilemma zu weiteren Restriktionen (Hessen). Baden-Württemberg sieht in den Maßnahmen 
der Bundesregierung eine Verfehlung des Ansatzes „Efficiency First“. Versäumnisse bei der ordnungsrechtli-
chen Anhebung des Anforderungsniveaus für Neubau und Bestand werden ebenfalls gesehen (Baden-Württem-
berg). Da die CO2-Bepreisung unberücksichtigt bleibe, werde das Gebäudeenergiegesetz (GEG) dem Wirt-
schaftlichkeitsbegriff nicht gerecht; dieser Begriff sei volkswirtschaftlich auszulegen (Baden-Württemberg). 
Durch die angeführten Potenziale sei nur eine THG-Reduktion um 80 % möglich (Baden-Württemberg). 
Schleswig-Holstein bemängelt fehlende Länderabstimmung und Schwerpunktsetzung. Ebenso wird eingewen-
det, dass regionale Gegebenheiten zu berücksichtigen und Technologieoffenheit stärker in den Fokus zu rücken 
seien (Schleswig-Holstein).
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4b) … die Erneuerbaren Energien? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 37

Bundesländer 5

Gesamtzahl 42 

Viele Akteure stimmen den Darstellungen zu und schätzen sie (generell) positiv ein. Die Beschreibung der
Hemmnisse und Restriktionen beim Thema Erneuerbare Energien werden von vielen Akteuren als qualitativ als 
auch quantitativ zu wenig detailliert bewertet (Vaillant, BuVEG, VKU, GdW, DENEFF, DUH, BWP). Einigen 
Akteuren erachten die Darstellungen als nicht ausführlich genug bzw. inkonsistent; es werden weitere Ergän-
zungen und eine Überarbeitung der Strategie gefordert (DAKIN, VDMA, bne). Für einige Akteure zeigen die 
Ausführungen nicht genügend Alternativen auf; außerdem wird gefordert, einzelne Energieträger/ -arten anders
zu bewerten oder weitere Energieträger/ -arten zu berücksichtigen (DeSH, DEN, N.N.). Um weitere Potenziale
erschließen zu können, müsse der Erneuerbare-Energien-Ansatz breiter gefasst werden, wobei auch weitere
Sektoren beachtet werden sollten (GdW, BTGA, FMI). Weiter sehen einige Akteure den Bereich der syntheti-
schen (grünen) gasförmigen und flüssigen Energieträger als unzureichend beschrieben an (BDEW, BPIE, 
UNITI). Von einigen Akteuren wird auf die zwingende Notwendigkeit hingewiesen, Effizienz und Erneuerbare
Energien als Kombination zu betrachten (DUH, DENEFF). Einige Akteure weisen auf die Notwendigkeit der
Berücksichtigung von Energieimporten hin (UNITI, DVGW, BDH). Einige Akteure vermissen Aspekte zur
Ertüchtigung von Anlagen im Zusammenhang mit Erneuerbaren Energien (ZDH, ZVEH). Weiter wird ange-
regt, das Fördervolumen zu erhöhen (H&G, GIH). Die Wasserstoffstrategie solle angepasst und die gesetzlichen
Rahmenbedingungen sollten vereinfacht werden (NABU, GIH). 
Bayern erachtet die Darstellung als sachlich zutreffend, empfiehlt aber, Zielkonflikte zwischen Effizienz und
Rentabilität im Bereich von Wärmenetze zu beachten. Hessen weist auf wirtschaftliche Restriktionen aus dem
Vermieter-Mieter-Dilemma hin. Weiter sollten Fragen, die die zukünftige Fortschreibung der LTRS präzisieren,
bereits frühzeitig behandelt werden (Hessen). Baden-Württemberg begrüßt die Ausführungen zum Bereich 
Wärmenetze, bemängelt aber zugleich, dass die weiteren Aspekte keinen neuen Erkenntnisgewinn lieferten, 
dass der strategische Ansatz fehle und dass zentrale Fragen zur Rolle von Gas nicht geklärt würden. Schleswig-
Holstein sieht die Schwerpunktsetzung und die mangelnde Abstimmung mit den Bundesländern als problema-
tisch an. Neben der Notwendigkeit zur Beachtung regionaler Spezifika müsse auch ein Bekenntnis zur techno-
logischen Offenheit stärker aufgegriffen werden (Schleswig-Holstein). Nordrhein-Westfalen betont, dass ge-
bäudenahe Erzeugung von Wärme in Zukunft erforderlich sei und ferner weitere Anstrengungen zu unterneh-
men seien, um die Potenziale von erneuerbaren Wärmequellen zu heben. 
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4c) … die dekarbonisierten Energieträger und Energieinfrastruktur? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 35

Bundesländer 5

Gesamtzahl 40 

Einige Akteure stimmen der Darstellung grundsätzlich zu (VPB, GdW, NABU). Viele Akteure sehen Defizite 
allgemein bei den Wärmenetzen, der Beschreibung von deren Planung und zukünftiger Struktur sowie von deren
Einfluss auf die Dekarbonisierung und wünschen sich eine Konkretisierung (BuVEG, BPIE, BDI, ZIA, DEN). 
Außerdem weisen viele Akteure darauf hin, dass die Darstellungen zu (synthetischen bzw. grünen) flüssigen
oder gasförmigen Energieträgern unzureichend seien; zusätzliche Potenziale seien nicht hinreichend berück-
sichtigt worden (bne, DVGW, UNITI, geea, N.N.). Fragen und Hinweise zu den Ausführungen zur Versor-
gungssicherheit und (Netz-) Infrastruktur sind ebenfalls für viele Akteure nicht in ausreichender Qualität und 
Quantität vorhanden (NABU, BDEW, FMI). Einige Akteure sehen die Beteiligung der Bürger an der Energie-
wende als zu gering an sowie weitere Hemmnisse, die nicht näher benannt werden (BWP, GdW). Die Aspekte
einer schrittweisen Gebäudesanierung seien unzureichend beachtet (VPB, BPIE). Die Höhe des Strompreises 
wird von einigen Akteuren als Hemmnis angeführt (BDEW, Vaillant). Die Darstellungen zur allgemeinen Wirt-
schaftlichkeit und zu Energiespeichern sind für einige Akteure nicht ausreichend (BPIE, GdW). Außerdem wird 
von einigen Akteuren die Technologieoffenheit gefordert (ZIA, BTGA). 
Bayern wendet ein, dass angesichts der Kosten dekarbonisierter Energieträger immer auch eine Abwägung hin-
sichtlich anderer Effizienzmaßnahmen erforderlich sei. Hessen bemängelt, dass die Potenziale und Restriktio-
nen nicht klar benannt werden. Nordrhein-Westfalen stimmt grundsätzlich der Darstellung der Potenziale und
Restriktionen zu und weist darauf hin, dass Hemmnisse und Restriktionen für innovative Wärmenetze zu besei-
tigen seien. Baden-Württemberg sieht zum einen die Rolle von Strom und Wärmenetzen nicht ausreichend
gewürdigt; Wärmenetze und deren Ausbau müssten massiv vorangetrieben werden. Zudem sei langfristig keine
Reduktion des Strombedarfs im Gebäudesektor zu erwarten. Vor diesem Hintergrund würden Konflikte aus
Eigenstromerzeugung nicht adäquat angesprochen. Weiter fehlten strategische Aussagen zur zukünftigen Ent-
wicklung von Gasnetzen (Baden-Württemberg). Schleswig-Holstein sieht das Potenzial von Wärmenetzen zu 
wenig berücksichtigt.
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5. Wie bewerten Sie die Maßnahmen und Instrumente für einen angemessenen Beitrag zum Klimaschutz-
Langfristziel? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 41

Bundesländer 5

Gesamtzahl 46 

Von einigen Akteuren wurde angemerkt, dass sich die Darstellung auf bestehende Maßnahmen beschränke und
neue Instrumente in der LTRS fehlten (VDMA, IGBAU, DUH). Einige Akteure haben angemerkt, dass der 
Ansatz „Efficiency First“ in den Maßnahmen nicht genügend Berücksichtigung findet. (FMI, BuVEG, NABU). 
Des Weiteren begrüßen einige Akteure die CO2-Bepreisung (FMI, BDEW, BPIE, VKU). Dabei verweisen ei-
nige Akteure darauf, dass wirksame CO2-Preise für eine Lenkungswirkung erforderlich seien (BNE, BPIE). So
sehen einige Akteure den jetzigen CO2-Preis als zu niedrig an (NABU, DUH, ZVEH) und ein Akteur sieht in
der jetzigen Ausgestaltung keine Lenkungswirkung (ZDH). Zwei Akteure sind der Auffassung, dass die CO2-
Bepreisung klimawirksam und sozialverträglich überdacht und angepasst werden solle (ZIEGEL, DGfM). Ei-
nige Akteure haben angemerkt, dass Maßnahmen zur Strompreisreduzierung in der LTRS fehlen (BDH, BWP, 
DAIKIN, Vaillant). Viele Akteure bewerten die Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 2030 als unzu-
reichend zur Zielerreichung (FMI, N.N., GdW, N.N., DENEFF, RTG, BEE, geea, ZIA, NABU). Viele Akteure
begrüßen die steuerliche Förderung (FMI, VPB, BDEW, BPIE, ZDH). Einige Akteure haben angemerkt, dass 
eine differenziertere steuerliche Förderung notwendig sei oder diese auf weitere Besitz- und Nutzstrukturen
ausgeweitet werden solle (ZIA, BTGA, H&G, NABU). Des Weiteren wurde angemerkt, dass eine Qualitätssi-
cherung bei der steuerlichen Förderung fehle (DUH) und eine professionelle Beratung/Umsetzung und Baube-
gleitung verpflichten sein solle (DEN, GIH). Einige Akteure weisen zudem darauf hin, dass graue Energie noch
unberücksichtigt sei (N.N., DUH, DeSH). 
Hessen weist darauf hin, dass die LTRS lediglich das Klimaschutzprogramm 2030, die Energieeffizienzstrategie
und das Gebäudeenergiegesetz (GEG) referenziere. Bayern bemängelt, dass die Vermeidung von Lock-In-Ef-
fekten nicht thematisiert wird. Schleswig-Holstein kritisiert, dass Schwerpunktsetzungen fehlen. Nordrhein-
Westfalen begrüßt die Maßnahmen im Grundsatz. Baden-Württemberg begrüßt die Weiterentwicklung der För-
derung, insbesondere die „serielle Sanierung“ und die Zusammenlegung der Förderprogramme. Schleswig-Hol-
stein bewertet das Klimaschutzprogramm 2030 und die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) grund-
sätzlich positiv. Baden-Württemberg kritisiert die Begrenzung des CO2-Preiskorridors auf 65 Euro/t und eine 
Absenkung der Anforderungen an die Gebäudehülle in der BEG. Kritisiert wird der Entwurf des GEG, da dieser 
zur Erreichung der Langfristziele ungeeignet sei (Hessen) bzw. keinen angemessenen Beitrag zum Klimaschutz
darstelle (Baden-Württemberg). Bayern betont, dass alle Maßnahmen auf wirtschaftliche Kompatibilität mit
den Langfristzielen geprüft werden müssen. Es wird darauf hingewiesen, dass Bekenntnisse zu Technologieof-
fenheit fehlen (Schleswig-Holstein) und dass diese und das Wirtschaftlichkeitsgebot gewahrt bleiben müssten 
(Bayern). Ferner wird auf die Notwendigkeit einer stetigen Fortschreibung und Weiterentwicklung der Maß-
nahmen in Abstimmung mit den Bundesländern hingewiesen (Nordrhein-Westfalen).
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6. Wie bewerten Sie die Perspektiven bei der Fortschreibung der LTRS? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 37

Bundesländer 4

Gesamtzahl 41 

Von vielen Akteuren wird eine Weiterentwicklung des Indikators zur Bewertung der Gesamtenergieeffizienz 
gefordert (FMI, Bauindustrie, BuVEG, BDEW, BDI, ZVEI, DAIKIN, ZVSHK, BEE, ZIA, BDH, BWP), ent-
weder als Erweiterung der Definition des Indikators oder durch Einführung zusätzlicher Indikatoren. Einige
Akteure sehen die Berücksichtigung weiterer Indikatoren kritisch (ZDH, ZDB), während andere den benannten 
Indikator begrüßen ohne andere/weitere Indikatoren auszuschließen (ZIEGEL, DGfM). Viele Akteure halten 
den Endenergieverbrauch als geeignete (Teil-)Bilanzgröße (FMI, Bauindustrie, BuVEG, BDI, ZVEI, ZVSHK, 
ZIA, GIH, ZIEGEL, DGfM). Viele Akteure begrüßen grundsätzlich die in der LTRS angekündigte zukünftige 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz (N.N., DeSH, BPIE, DUH, NABU, re!source, 
ZIEGEL, DGfM). Einigen Akteuren geht die angekündigte Berücksichtigung dieser Themen nicht weit genug 
(BPIE, DUH, NABU). Einige andere Akteure betonen explizit die Notwendigkeit der Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz bei der Ausgestaltung von Steuerungsinstrumenten (re!source, ZIE-
GEL, DGfM). Viele Akteure sprechen sich für eine Verbesserung des Konsultationsprozesses, einen frühzeiti-
gen Start der Fortschreibung und/oder die vermehrte Einbindung von Marktakteuren, Sachverständigen und der
Forschung in den Prozess aus (DAIKIN, DENEFF, RTG, BEE, DUH, DEN, NABU). Viele Akteure betonen
die Notwendigkeit zur Weiterentwicklung in Form einer umgehenden Überprüfung und Weiterentwicklung von
Förder- und Informationsmaßnahmen (Bauindustrie, BDI, ZVEI, ZIA, BDH) bzw. einer kontinuierlichen Wei-
terentwicklung von Strategien und Maßnahmen (VPB, VKU). Viele Akteure fordern Planungssicherheit
(BTGA, BDEW, geea, ZIA, DVGW). Einige Akteure halten die Ausführungen für zu unkonkret bzw. unspezi-
fisch (VDNA, DEN, BPIE), andere Akteure betonen, dass wichtige Chancen zur Weichenstellung verpasst wur-
den (DUH, NABU). Einige Akteure bekennen sich zum Grundsatz „Efficiency First“ (Bauindustrie, BDI, ZVEI,
DENEFF, ZDB), wobei ein Akteur betont, dass das Prinzip derzeit ausreichend und effektiv berücksichtigt wird
(ZDB). Einige Akteure wünschen einen Zielpfad mit quantifizierbaren Maßnahmen (RTG, BEE). Einige andere
Akteure bemängeln die fehlende perspektivische Ausrichtung an Klimazielen (DUH, NABU). Einige Akteure 
sprechen sich für flächendeckende Umstellung auf Warmmieten aus (FMI, BuVEG). Einige Akteure regen zu-
dem eine Überarbeitung der gesamten Bewertungssystematik an (ZIEGEL, DGfM). Einige andere Akteure re-
gen an, die Bilanzgrenze bei der energetischen Bilanzierung von Gebäuden zu erweitern und zwar um den
Haushaltsstrom bei Wohngebäuden (N.N.) bzw. die Speicherwirkung nachwachsender Rohstoffe (DeSH). Ein-
zelne Akteure fordern jeweils die zukünftige Berücksichtigung der folgenden Aspekte: Versorgungssicherheit
(BDEW), Bezahlbarkeit/Wohnkostenentwicklung (BDEW, IGBau), Umweltverträglichkeit (BDEW), Wasser-
stofftechnologie (DVGW), elektrischen und informationstechnische Anlagen (ZVEH). 
Baden-Württemberg wünscht einen umgehenden Beginn der Fortschreibung der LTRS in Form einer grundle-
genden Neufassung mit intensiver Beteiligung von Bundesländern und Verbänden. Nordrhein-Westfalen be-
grüßt die Maßnahme insbesondere im Hinblick auf Planungs- und Investitionssicherheit. Bayern regt an, die
jahreszeitliche Verfügbarkeit bei erneuerbaren Energieträgern ggf. über veränderliche Primärenergiefaktoren 
zu berücksichtigen und ferner den Vollzugsaufwand für Bürger und Planer gering zu halten. Baden-Württem-
berg regt an, eine Lebenszyklus-basierte Betrachtung der Gebäude zu etablieren, einen Indikator zum Endener-
gieverbrauch aufzunehmen und einen CO2-Indikator zu ergänzen. Baden-Württemberg bemängelt, dass das Jahr 
2023 als Zeitpunkt für die nächste Überprüfung der Standards zu spät angesetzt sei und dass das GEG umgehend
auf den Prüfstand gestellt werden solle, um eine grundlegende Novelle frühzeitig in Kraft setzen zu können.
Nordrhein-Westfalen regt an, dass die die Fortschreibung der LTRS Anreize zur Verwendung intelligenter
Technologien schaffen solle. Schleswig-Holstein weist darauf hin, dass die dargestellten Perspektiven insbe-
sondere von der Akzeptanz der Datenbasis und deren Bewertung abhängig sein werden. 
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Kapitel 2: Obligatorische Komponenten der langfristigen Renovierungsstrategie

7. Wie bewerten Sie den Überblick über den nationalen Gebäudebestand? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 40

Bundesländer 6

Gesamtzahl 46 

Sehr viele Akteure erachten die Datenlage für Wohngebäude tendenziell positiv, während die Daten für Nicht-
wohngebäude (NWG) große Lücken aufweise (FMI, Bauindustrie, VBP, VDMA, BTGA, BuVEG, BDI, ZVEI, 
DAIKIN, DENEFF, RTG, BEE, geea, ZIA, DUH, UNITI, NABU, BDH, BWP, IG Bau). Es wird eine baldige 
Veröffentlichung der Ergebnisse des Projekts „Forschungsdatenbank Nichtwohngebäude“ zum Bestand der
NWG in Deutschland sowie eine insgesamt solidere Datenbasis gefordert. Es werden zusätzliche Daten zu un-
terschiedlichen Bereichen gefordert, wie z. B. zum expliziten energetischen Zustand der Gebäude (bspw. Art
der Dämmung, Fensterart), zum Gebäudetyp, der wirtschaftlichen Lage der Eigentümer, der Smart Home In-
stallationen etc. (BEE, RTG, ZIA, ZIEGEL, BWP, N.N., BDEW, BPIE). 
Bayern bewertet den Überblick über den nationalen Gebäudebestand als gut aufgeschlüsselt und auch Baden-
Württemberg sieht die Darstellung der Daten als hilfreich an. Die Bemühungen, die Datengrundlage zu verbes-
sern, werden begrüßt (Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen). Hessen beurteilt die Datenlage als unein-
heitlich und lückenhaft und wünscht sich deutliche Verbesserungen. Hamburg und Schleswig-Holstein sehen
die nationale Verstetigung der Datenbasis zum Gebäudebestand mit zentral erhobenen Daten kritisch und wün-
schen sich an dieser Stelle bei der Datenerhebung einen Bottom-Up-anstatt eines Top-Down-Ansatzes. Nord-
rhein-Westfalen merkt an, dass die Datenerhebung in Abstimmung mit den Bundesländern erfolgen solle.
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8. Wie bewerten Sie die kosteneffizienten Konzepte für Renovierungen und Auslösepunkte? 

Anzahl und Verteilung der Stellungnahmen 

Verbände, Unternehmen und Forschungsinstitute 34

Bundesländer 5

Gesamtzahl 39 

Die Tabelle stellt nach Ansicht einiger Akteure eine gute Übersicht dar und zeige, dass die Anzahl vorhandener 
Programme umfangreich ist und die gesetzten Auslösepunkte grundsätzlich angemessen sind (FMI, Vaillant,
BuVEG, BPIE, ZVHSK, RTG, ZDH, ZDB). Es wird kritisiert, dass mehr Transparenz nötig sei, die Maßnahmen
zum Teil sehr kleinteilig erscheinen, die gesetzten Haken nicht in jedem Fall nachzuvollziehen seien und eine
optimierte Zusammenführung notwendig sei (Bauindustrie, VDMA, BTGA, BDI, DAIKIN, ZVSHK,
DENEFF, ZIA, DVGW, BDH). Es wird zudem eine Übersicht gefordert, die das Zusammenwirken der Instru-
mente untereinander veranschaulicht (DENEFF, NABU, BDH). Als ein besonders wichtiger Auslösepunkt wird
der Wechsel des Eigentums benannt, dessen Potenziale weiter ausgeschöpft werden sollten (DEN, BDI, BPIE,
BuVEG, FMI).  
Bayern sieht als kritischen Punkt für die Zielerreichung den Faktor Kosteneffizienz. Hessen befürchtet, dass die
genannten Maßnahmen nicht ausreichen werden, um die Ziele langfristig zu erreichen. Die Ausnahmeregelun-
gen im Gebäudeenergierecht bzw. GEG werden von Baden-Württemberg als zu umfassend erachtet und könn-
ten dazu führen, dass die erarbeiteten Konzepte für Renovierungen und Auslösepunkte ins Leere laufen. Auch 
das Ölheizungsverbot bleibe hinter seinen Möglichkeiten zurück (Baden-Württemberg). Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein weisen darauf hin, dass die Weiterentwicklung der Maßnahmen unter Einbeziehung
der Bundesländer erfolgen bzw. die Strategien der Bundesländer für energieeffizientes und kostensparsames 
Wohnen berücksichtigt werden sollten. Ferner solle das regulatorische Umfeld weiterentwickelt werden, um
die Digitalisierung zu flankieren (Nordrhein-Westfalen).
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13.  Wie bewerten Sie die weiterreichenden 
Vorteile von Sanierungen? 

 
 
 
 
 

14.  Wie bewerten Sie die Maßnahmen und 
Mechanismen zur Unterstützung der 
Mobilisierung von Investitionen im 
Gebäudebereich? 

 
 
 
 
 

Abschluss 

15. Haben Sie weitere Anmerkungen?  
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